
spezieller Teil.

I Airslesirirs -eH- Veirtiräse.
Allgeineines.

8 20.
Innerer Wille . Irrtum . Einverständnis über den Sinn

der Worte.

1. Zunächst ist auch hier vorauszuschicken, daß die Aus¬
legung mit einem inneren Willen es nicht zu thun hatst. Es ist
also für die Auslegung auch gleichgültig, welchen Sinn der eine
der Kontrahenten bei dem Gebrauch des streitigen Wortes wirklich
damit verbunden hat, in welchem Sinn der andere Teil das streitige
Wort aufgefaßt hat oder auffassen mußte.

Alles dies sind Fragen, die mit der Auslegung nichts zu
thun haben; die bloß dann Wichtigkeit erlangen, wenn es sich um
Aufhebung des Vertrags wegen Willensmängel(Irrtum , Be¬
trug, Simulation re.) handelt̂ ). Nur dann, wenn eine Partei,
z. B. auf Grund Irrtums , die Ungültigkeitserklärung des
vorliegenden Vertrags verlangt )̂, hat der Richter sich mit solchen
Fragen zu befassen und er hat in solchen Fällen Beweis über
die inneren Gedanken der Partei , welche sie bei Abgabe der
Willenserklärung oder beim Anhören oder Lesen der Erklärung
der Gegenpartei wirklich gehegt hat , zu erheben. Von Aus¬
legung ist hierbei nicht die Rede, denn hier handelt es sich darum,

p Bergt, oben § 7 Nr. 12 S . 44. § 8 S . 44 ff. ; bezüglich des inneren
Willens bei der Urkundenauslegungvergl. H 9 S . 52 ff.

0 Vergl. oben A 7 Nr. 12 S . 44.
--) Vergl. oben tz 10 S - 56 ff-, bes. S . 59 Nr. 3.



149

die Ungültigkeit eines Vertrags festzustellen, jede Auslegung
setzt aber einen gültigen Vertrag voraus.

Gerade wo es sich um Auslegung der Verträge handelt,
geht die Behauptung der Parteien dahin, daß die eine das streitige
Wort in dem Sinne, die andere in einem andern Sinne aufgefaßt
habe; es liegt meist klar vor, daß die Parteien die streitige Er¬
klärung nicht in demselben Sinn aufgefaßt haben. Müßte der
Richter sich bei der Auslegung nach dem inneren Willen richten,
so würde er also regelmäßig zu gar keinem Resultat kommen; denn
verlangt man zur Entstehung von Rechtswirkungen bei Ver¬
trägen Uebereinstimmung des inneren Willens der Parteien,
gerichtet auf Hervorbriugunggerade der konkreten Rechts¬
wirkung h , so würde der Richter in solchen Fällen auszusprechen
haben, daß gar keine Rechtswirkung eingetreten wäre. Der
praktische Zweck, den die Auslegung verfolgt, unvollständige Ver¬
einbarungen zu ergänzen, zweifelhafte Vereinbarungen in einem be¬
stimmten Sinn aufzuhellen, würde nicht erreicht werden. Die
Rechtsordnung selbst zeigt durch Aufstellung der sog. ergänzenden
Rechtsnormen deutlich genug, daß unvollkommene Vereinbarungen
der Parteien nicht kraftlos sein sollen, daß ihre Ausführung durch
die Einfügung solcher ergänzender Normen in die von den Par¬
teien durch das Rechtsgeschäft geschaffene— unvollständige—
Norm2) ermöglicht werden soll; da es bei der unendlichen Mannig¬
faltigkeit der Rechtsgeschäfte nicht möglich ist, für alle Rechts¬
geschäfte solche ergänzende Normen vorher aufzustellen, so muß die
Rechtsordnung ein anderes Mittel hierzu darbieten, und dies ist
die auslegende Thätigkeit des Richters.

Uebrigens ist es den Vertretern der hier bekämpften Theorie
wohl auch gar nicht so ernst mit ihren Behauptungen. Denn wenn
z. B. Regelsberger s) erklärt: für die Auslegung der Verträge
sei nicht allein entscheidend, welchen Sinn der Erklärende mit seinen
Worten verbunden habe; der Vertragswille siele damit nur dann
zusammen, wenn der andere Vertragsteil die Erklärung in demselben
Sinn aufgefaßt hat oder— was dem gleichstehe — nach den
gesamten beim Geschäftsabschluß ihm bekannten Umständen auf¬
fassen mußte, so geht aus den letzten Worten deutlich hervor,

9 Dagegen vergl. Z 7 S . 31 ff.
2) Dafür, das; das Rechtsgeschäft eine Norm gex privat») enthält vergl.

8 2 S . 4 ff.
ch In Endemanns Handbuch des Handelsrechts Bd. II S . 360.
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daß das wirkliche Vorhandensein eines inneren Willens gar nicht
erfordert wird, sondern daß die Worte nach der Bedeutung aus¬
gelegt werden, die sie gewöhnlich , regelmäßig im Leben haben,
wenn sie unter den konkreten Umständen geäußert werden.

2. Aus dem Vorhergehenden folgt, daß der Richter in jedem
Fall nicht nach dem inneren Willen der Parteien zu forschen hat,
falls nicht Auflösung oder Ungültigkeit des ganzen Ver¬
trags auf Grund von Willensmüngeln(Irrtum , Betrug, Drohung,
Simulation, Scherz) gefordert wirdsi . Daß — selbst wenn
die Parteien sich über ein sog. Essentiale des Vertrags, wie z. B.
Kaufpreis (vergl. das BeispielS . 58 n. S . 97) streiten— er nicht
auf Ungültigkeit des Vertrags erkennen darf. Denn er würde
hier gegen das Verhandlungsprinzip verstoßen, insofern er auf einen
Punkt erkennen würde, über den die Parteien gar kein Urteil ver¬
langen, worauf ihr Antrag gar nicht gerichtet ist, und ein derartiges
Urteil von ihm wohl erlassen werden kann, wenn von Amtswegen
zu beobachtende Gesetze verletzt sind (contra, donos inors8, Mangel
der erforderlichen Form — z. B. beim Wechsel, bei der übermäßigen
Schenkung), nicht aber wenn es sich um solche Mängel handelt,
die er nur auf Antrags ) zu beachten hat. Streiten sich die Par¬
teien über die vereinbarte Gegenleistung, z. B. was unter „Ueber-
nahme der Kaufskosten", welche als Gegenleistung bei einem Kauf
versprochen ist, zu verstehen ist, so wollen sie eben nur hierüber
ein Urteil, und der Richter hat auch nur hierüber auf Grund der
Auslegungsregeln zu entscheiden, da nur insoweit eine Ergänzung
ihres Vertrags und eine Aufklärung gefordert ist.

3. Insoweit die Parteien einig sind über die Bedeutung der
Vertragsworte, hat der Richter überhaupt nicht auszulegen; er hat
vielmehr die Worte in dem Sinn zu nehmen, in welchem sie die
Parteien nehmen̂). Es bedarf auch hierzu selbstverständlich
keiner ausdrücklichen Einverständnis-Erklärung; es genügt, wenn
sich aus der Verhandlung nur ergiebt, daß Streit darüber nicht
herrscht(8 129 Abs. 2 CPO.)si.

h Vergl . oben Z 10 S . 59 Nr . 3.
h Z 117 BGBs . (Simulation ) fordert auch keine Beachtung von Amts¬

wegen,  sondern spricht nur von Nichtigkeit in dem Sinn , daß sich Dritte
darauf berufen können, also z. B . bei simulierter Cession der Gläubiger des
Ccdenten , der die Forderung hat für sich pfänden lassen.

ch Vergl . oben Z 11 Nr . 2 S - 61 und dort citierte Entscheidungen.
ch Vergl . oben Z 15 Nr . 3 S - 91 ff. und dort citierte Beispiele und

S . 61 Nr . 2.
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Einer Sparkasse war eine unterpfändlich sichergestellte For¬
derung von 15 000 Mk. zediert, nachdem die Unterpfandsbehörde
urkundlich bezeugt hatte, daß „Schuldner und Bürgen zur Deckung
des zedierten Betrags hinreichend schuldenfreies liegenschaftliches
Vermögen besitzen". Die Sparkasse wurde weder von dem Schuldner
noch vom Bürgen voll befriedigt und forderte Regreß wegen eines
Ausfalls von 6000 Mk. von der Unterpfandsbehörde auf Grund
des von dieser ausgestellten Zeugnisses. Das Berufungsgericht
wies die Klage ab, indem es feststellte, daß die Bürgen Liegen¬
schaften im Werte von 30000 Mk. besessen hätten, die nach Abzug
der daraus lastenden Hypotheken von 23 000 Mk. noch einen Wert
von 7000 Mk., also einen den Ausfall übersteigendenWert
repräsentiert hätten. Das Reichsgericht verwies zurück, weil in der
Urkunde klar bezeugt werde, daß die Liegenschaftengenügende
Deckung für den ganzen Betrag der zedierten Forderung, für
15000 Mk., hätten bieten sollen, und weil die Beklagte selbst
einen ihr günstigeren Sinn gar nicht in Anspruch genom¬
men Habeft.

s 21.

Zu beachtende Thatsachen. Rechtsnachfolge. Bürge und
Pfandschuldner. Vertragsabschluß durch Vertreter.

1. Der Richter hat in jedem Fall darauf sein Bestreben zu
richten, daß die Vereinbarung der Parteien den erstrebten Er¬
folg auch nach sich zieht ; er hat, weil er Gehülfe der Par¬
teien bei der Auslegung der Rechtsgeschäfte ist, weil seine aus¬
legende Thätigkeit gerade bezweckt, lückenhafte, unvollständige Ver¬
einbarungen der Parteien zu ergänzen (Z 13 S . 80 ff.), sein
Möglichstes zu thun, um den Vertrag aufrecht zu erhalten ?).
Er hat zu diesem Zweck alle Umstände des einzelnen Falles ins
Auge zu fassen und von seinem Fragerecht (Z 130 CPO.) zur

ft Bolze , Praxis des ReichsgerichtsBd. 14 Nr. 279. Seufferts
Archiv Bd. 33 Nr. 268 S . 374.

0 I. 12 (13) D. äe red. änd. 34, 5 ; l. 80 v . äs V. o . 45, 1. APLR.
I, 4, 74, BGB . für das Königr. Sachsen Z 813. Loäs clv. art. 1157. Entsch.
ROHGs . Bd. 16 S . 430. Entsch. RGs . Bd. 2 Nr. 103 S . 379; Bd. 24
Nr. 13 S - 67. Regelsberger  in Endemanns Handbuch Bd. II S . 394,
Regelsberger,  Pandekten Bd. I S . 643 Nr. 2.
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Aufklärung ausgiebig Gebrauch zu machen. Er hat namentlich
auf den wirtschaftlichen Zweckst den die Parteien verfolgen, zu
sehen(oben Z 12 S . 70 ff.) und darauf, daß die Grundsätze von
Treu und Glauben nicht verletzt werden(oben § 18 S . 139 ff.).

So folgert das RG. (Entsch. Bd. 18 Nr. 28 S . 143) in
einem Falle, wo ein Versicherter nach Austrinken einer Flasche
schwedischen Punsches an einem Schlagflusse gestorben war, die
Nichtverwirkung der Versicherung unter Anderem aus dem
Zwecke der Lebensversicherungsnehmer, der nicht dahin gehe, das
Recht auf die Versicherungssummeaußer der dafür gegebenen Geld¬
leistung durch ängstliche Verkümmerung jeder Freiheit des Ver¬
haltens im Leben zu erkaufen, aus dem Geschäftszwecke der
Lebeusversicherungsgesellschaften, welchem es widerspreche, Ver¬
sicherungslustige durch harte Versicherungsbedingungenfernzuhalten.
Für die Bestimmung des Umfangs der Pfandhaftung bei einer
Kredithypothek wird der wirtschaftliche Zweck, den solche verfolgt
— Gewährung von Darlehen seitens des Pfandglüubigers—, ver¬
wertet — oben S . 71; bei Verbürgung für Eröffnung eines
„Mehrkredits" wird auf den Erfahrungssatz des Lebens Bezug ge¬
nommen, daß nur neue Kreditoperatiouen, Gewährung eines weite¬
ren , als des bisher gewährten Kredits darunter verstanden werden,
und demnach die Beträge, welche auf Grund von vor der Ver¬
bürgung ausgestellten, nachher fällig gewordenen Wechseln zu zahlen
waren, nicht darunter fallen (Entsch. RGs . Bd. 9 Nr. 44 S . 178).

Eine Papierfabrik verspricht ein Honorar für den Nachweis,
daß und wie Strohstoff in einer für weißes Papier verwendbaren
Gestalt angefertigt werden könne; hier ist nach dem Zweck und den
Umstünden der Vorbehalt zu unterstellen, daß die Verwertung des
nachgewiesenenStoffs in der Fabrikation in gewinnbringender
Weise möglich sei (Entsch. ROHGs. Bd. 3 Nr. 39 S . 184).

y Leonhard , Irrtum , S . 243 : „Gerade darin gipfelt die Hauptkunst
der praktischen Jurisprudenz bei der Auslegung der Verträge , in den Seelen
der Kontrahenten zu lesen, wie ihre Absichten sich bei dem Vertragsschlusse in
ihren Erklärungen abspicgelten, und aus dem gemeinsamen Spiegelbilde die¬
jenige Rechtswirkung herauszufinden , welche zu ihrem gemeinsamen Zwecke führt,
ihre gemeinsamen Erwartungen befriedigt und ihren gemeinsamen Voraus¬
setzungen entspricht." lieber die wirtschaftlichen Zwecke , die bei der Tra¬
dition , Occupation , den Real -, den Konsensualkontrakten, der Session rc. verfolgt
werden , vergl . Lenel , Parteiabsicht und Rechtserfvlg in Jherings Jahrb . f. d.
Dogmatik Bd . 19 S . 164ff . Verkauf einer Zeitung Entsch. RGs . Bd . 37
Nr . 40 S . 178. Nachzahlung bei besseren Verhältnissen vom Schuldner
versprochen Entsch. RGs . Bd . L8 Nr .41 S . 176 . Vergl . auch oben S . IOö Note2.
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Ist dem Richter der wirtschaftliche Zweck, den die Par¬
teien mit dem Rechtsgeschäft verfolgen, nicht klar, so hat er sich
(8 130 CPO-) darüber Aufklärung zu verschaffen und von Amts¬
wegen sich über Erfahrungssätze des Lebens , über die vor¬
liegenden Lebensverhältnisse , die er nicht kennt, zu vergewissern
(8 12 S . 70 ff., bes. S . 73; S . 95e). Er hat zu beachten, von
wem die auszulegenden Worte herrühren, ob ein unentgeltlicher
Vertrag vorliegt, ob es sich um eine Verwirkungsklauselhandelt rc. rc.
— vergl. § 18 S . 142 ff. u. 8 25 S . 165, ß 26 S . 171 —.

2. Vor Beginn jeder Auslegung von Rechtsgeschäften
müssen selbstverständlich die behaupteten Willenserklärungen und
sonstigen für die Auslegung in Betracht kommenden Umstände
des konkreten Falles feststeheu, sei es durch Zugeständnis, sei es
auf Grund eines geführten Beweises; da die Auslegung, um zu
einem richtigen Resultat zu gelangen, eben alle Umstände, welche
auf den rechtlichen Charakter des konkreten Vertrags Einfluß haben
können, berücksichtigen muß.

3. Solche Umstände, welche die Auslegung beeinflussen,
können sein: Vereinbarungen der Parteien über den Sinn der
Worte, mögen sie vor oder nach dem Vertragsschluß erfolgt feinst,
oder sonstige Thatsachen , welche vor , bei oder nach dem Vertrags¬
schluß vorgekommen sind — vergl. § 11 Nr. 3, 4, 5, 6, 7 S . 63 ff.,
8 15 S . 92 ff. —. Der Beweis alles dessen kann durch alle Beweis¬
mittel, auch durch Eid geführt werden, sei es ein zugeschobener oder
ein richterlicher; das ergehende bedingte Endurteil kann daher die
Verurteilung des Beklagten oder Abweisung der Klage nicht nur
von einer Eidesleistung über eine solche Vereinbarung bezüglich
des Sinnes der streitigen Worte abhängig machen, sondern auch
von der Eidesleistung über eine solche einzelne für die Auslegung
wichtige Thatsache . Dagegen ist unzulässig ein Beweis, auch
durch Eid, über die innere  Absicht der Parteien?).

st Regelsberger in Endemanns Handbuch des HRs . Bd . II S . 390.
Spätere Vereinbarung über den Sinn eines früheren Gedings ist nach Ver-
tragsgrundsützen bindend.

st Vergl . oben Z II Nr . 5 S . 65 ff., auch Nr . 7 S . 67 ff. Bolze,
Praxis des Reichsgerichts Bd - 18 Nr . 272 : „Gegenüber dem klaren Sinn der
Bürgschaftsurkunde war eine Eideszuschiebung an die Kläger darüber , daß sie
dieselbe anders verstanden , als sie sich ausdrückt , unzulässig."
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4. Für Singularnachfolger , wie Cessionare und Uni¬
versalnachfolger , wie Erben gilt selbstverständlichfür die Aus¬
legung nichts Besonderes; für die Auslegung kommen die Willens¬
erklärungen ihrer Rechtsvorgäuger in Betrachts, es müßten denn
nach der Rechtsnachfolge Modifikationen des ursprünglichen Ver¬
trags durch Willenserklärungen oder sonstige Handlungen der Rechts¬
nachfolger eingetreten sein. — Dasselbe gilt für und gegen die
Konknrsgläubiger̂).

5. Für Bürgen und Pfandgeber sind die Willens¬
erklärungen der Vertragschließenden bezüglich der Auslegung nicht
schlechthin maßgebend; für sie können diese Willenserklärungen nur
in Betracht kommen, insoweit sie Kenntnis davon erlangten. Hat
Jemand sich auf Grund einer ihm vorgelegten Urkunde, vielleicht
über einen Kauf oder über ein Darlehn, verbürgt, so kann für Aus¬
legung der Bürgschaftsverpflichtung nur der Inhalt dieser Urkunde
benutzt werden, nicht Vereinbarungen oder Thatsachen, die sich
zwischen den Hauptparteien vor oder nach Ausstellung der Urkunde
abgespielt haben und die für die Bedeutung der Worte der Urkunde
wesentlich sind, es müßte denn eine Zustimmung des Bürgen er¬
hellens).

Selbstverständlich sind auch die vor und nach Abschluß des
Bürgschaftsvertragsvorgekommenen Thatsachen, die für den Sinn
der Bürgschaftserklärung von Einfluß sind, zu beachten — vergl.
oben Z 11 Nr. 2 ss. S . 61 ff. —.

tz Entsch. RGs . Bd . 20 Nr . 13 S . 61.
Regelsberger in Endcmanns Handbuch des HRs . Bd . II S . 390

unter Nr . 3.
Vergl . auch BGB . Z 767 : „Durch ein Rechtsgeschäft, das der Haupt¬

schuldner nach der Uebernahme der Bürgschaft vornimmt , wird die Verpflichtung
des Bürgen nicht erweitert ." Vergl . Balze , Praxis des RGs . Bd . 14
Nr . 143 S . 87 und nachher S - 166 L.

*) Entsch. RGs . Bd . 34 Nr . 4 S . 18 ff. ; Bd . 22 Nr . 64 S . 329 , wo der
V . Senat aber fälschlich behauptet , daß es nach Art . 278 ADHGBs . ans die
innere Absicht der Kontrahenten nnkonnne, ob Verpfändung oder Bürgschaft
anzunehmen sei, und die Auslegung einer Urkunde unter Berücksichtigung der
den Vertragsschluß begleitenden Umstände als für die Revision nicht angreifbar
erklärt ; wahrscheinlich, weil thatsächlich die Auslegung des Berufungsgerichts
ganz zutreffend ist. Bolze , Praxis des Reichsgerichts Bd . 11 Nr . 234 ; Bd . 12
Nr . 280 ; Bd . 18 Nr . 272.
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6 . Ist der Vertragsabschluß durch Vertreter erfolgt , so kom¬
men für die Auslegung nur deren Willenserklärungen in Betrachts.
Die Willenserklärungen oder Handlungen des Vertretenen können
allerdings dann in Betracht kommen , wenn er selbst vor oder nach
Abschluß des Vertrags durch den Stellvertreter Willenserklärungen
dem Mitkontrahcnten gegenüber abgegeben Hab

7 . Häufig kommt es auch vor , daß die Fassung des Ver¬
trags nicht von den Vertretern der beiden Parteien , sondern von
einer dritten Person herrührt , so wenn beim gerichtlichen Ver¬
gleich die Vergleichs - Fassung vom Richter geschieht , die Abfassung
des Vertrags einem Rechtsanwalt oder einem Notar übertragen
worden ist ; oft benutzen die Parteien auch gedruckte Formulare,
wie sie z. B . für Mietverträge , Kaufverträge über Grundstücke re.
im Handel zu haben sind.

Auch hier gelten die allgemeinen Auslegungsregeln ; es kommt
also für die Auslegung  nicht in Betracht , was die eine oder-
andere Partei bei dem einen oder anderen Ausdruck sich gedacht,
wie sie ihn gedeutet hat , ebensowenig auch , wie ihn der Ver¬
fassers  des Vertrags gedeutet , was er sich darunter gedacht  hat.

Das ist klar beim Gebrauch von Formularen ; denn da läßt
sich ganz regelmäßig überhaupt nicht Nachkommen , wer sie verfaßt
hat , und es lassen sich also auch die Gedanken des Verfassers nicht
eruieren.

tz Seufferts Archiv Bd . 46 Nr . 3 S . 5 OLG . Braunschweig . Handlungen
Vvn Vertretern einer juristischen Person sind geeignete Auslegungsmittel für die
von denselben geschlossenen Verträge . Seufferts Archiv Bd . 19 Nr . 23 S . 44
(Verhandlungen des Stellvertreters vor Abschluß des Vertrags , der dann vom
Vertretenen selbst abgeschlossen ist , als Jnterpretationsmittel ) . Entsch . RGs.
Bd . 30 Nr . 10 S . 30 , Nr . 6S S . 216 Bd . 6 Nr . 47 S . 179 , 180 (Ver¬
handlungen mit Agenten ) . Wenn die Vertragsworte ans der einen Seite von
einem Agenten oder einer sonstigen Zwischenperson abgegeben sind , so ist eben
lediglich durch diese Worte der Vertrag entstanden , nur ihre durch die kon¬
kreten Umstände beeinflußte Bedeutung ist maßgebend für den Inhalt des
Vertrags ; ein Vertrag anderen Inhalts ist überhaupt nicht entstanden . Ver¬
schieden davon ist die Frage , ob die Zwischenpersvn bevollmächtigt zum Ab¬
schluß war , und der Vertretene gebunden ist.

') A - M . Leonhard , Irrtum , S . 189 , welcher in solchen Fällen den
Inhalt der Vertragsworte nach der Rede und der Denkweise des Dritten Ur¬
hebers der lex contractas bestimmen will . Es ist dies um so eigentümlicher,
als Leonhard in seiner Schrift über den Irrtum gerade das Hauptgewicht
auf die Uebereinstimmung der Willenserklärung im Gegensatz zu einer inneren
Absicht legt.
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Ebensowenig Einfluß auf die Auslegung hat aber der innere
Gedanke des Richters , des Rechtsanwalts , des Notars rc. ; wollte
man dies annehmen , so käme man in noch größere Schwierigkeiten
bezüglich der Auslegung , als wenn es sich um einen von den Par¬
teien selbst abgeschlossenen Vertrag handelt . Denn während in
letzterem Fall möglicher Weise sich jede Partei etwas Anderes
unter dem streitigen Ausdruck gedacht hat , so käme hier noch eine
dritte innere , bei der Auslegung zu beachtende Meinung hinzu;
eine innere Ansicht , die den beiden Parteien verborgen ist . Man
sieht eben auch hieran wieder , daß der innere Wille für die Aus¬
legung ganz irrelevant ist und sein muß.

Deshalb kann auch der Richter , Rechtsanwalt w. in solchen
Füllen nicht als Zeuge dafür benannt werden , was er sich unter
dem zweifelhaften Ausdruck gedacht hat , sondern nur darüber,
daß die Parteien vielleicht vor oder bei Abschluß des Vertrags
ihre Meinung über die Bedeutung der Vertragsworte geäußert
haben und daraufhin ein bestimmtes Wort von ihm gewählt ist,
oder darüber , daß der Richter oder Rechtsanwalt selbst Aeuß er¬
ringen über eine Wortbedeutung oder darüber , in welcher Weise
der Inhalt des Vertrags lauten solle , gethan und daß er — nach¬
dem die Parteien ausdrücklich oder süllschweigend dem zugestimmt
haben , ein bestimmtes Wort , um diesen Willen der Parteien zum
Ausdruck zu bringen , gewählt und in den Vertrag gesetzt hat . Es
gelten auch hier alle die Z 11 S . 61 ff . aufgestellten Regeln —
vergl . auch Z 10 S . 56 sf. — .

8 22.

Nach der Oertlichkeit verschiedener Sprachgebrauch.
Abschluß unter Abwesenden.

1 . Die Auslegung hat auszugehen von dem Gewöhnlichen,
von dem Regelmäßigen ; handelt es sich daher darum , im
Wege der Auslegung festzustellen , ob ein Wort in seiner allge¬
meinen Bedeutung oder in der besonderen Bedeutung zu nehmen
ist , die es an einem bestimmten Ort , in einen : bestimmten territorialen
Bezirk hat , so ist auch hierbei von diesem Grundsatz auszugehen.

Das Gewöhnliche ist nun , daß , wenn Vertrage abgeschlossen
werden , die Parteien sich hierbei der Worte in der Bedeutung be¬
dienen , welche die Worte an dem Orte des Abschlusses des Ver-
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trags haben : wenn in Oesterreich ein Vertrag abgeschlossen wird,
in welchem „ Gulden " versprochen werden , so meinen die Parteien
regelmäßig österreichische Gulden , wenn in Holland holländische
Gulden . Es ist auch gleich , ob die Kontrahenten gerade ihren
Wohnsitz an diesem Orte haben ; auch wenn ein Berliner und
ein Pariser einen auf Gulden lautenden Vertrag in Oesterreich
schließen , hat diese Regel zu gelten ff. Es müssen also regel¬
mäßig die Worte in dem Sinn ausgelegt werden , den sie am
Ort des Vertragsabschlusses — nicht des Erfüllungsorts —
Habens ; nur wenn ganz besondere Umstände vorliegen , z. B . ein
Holländer schließt in Wien mit einem Holländer einen in Holland
zu erfüllenden Kaufvertrag ab , kann von dieser Regel abgewichen
werden.

Es ist für die Auslegung gleichgültig , ob der eine oder andere
Kontrahent Kenntnis von der betreffenden Wortbedeutung hat.
Schließe ich in einer Stadt , wo man unter erstem Stockwerk die
Etage versteht , die man sonst als Parterre bezeichnet , über das
erste Stockwerk einen Mietvertrag ab , so gilt das Parterre als ge¬
mietet nach dieser Auslegungsregelb ) ; schließt Jemand im Königreich
Sachsen einen Kaufvertrag über ein Grundstück ab und wird dabei
als Flächenmaß „ der Acker " genannt , so ist das im Königreich
Sachsen unter „ Acker " verstandene Flächenmaß anzunehmen . Werden
in einem Territorium Worte in einem bestimmten Sinn gebraucht,
ist es Sitte , Gewohnheit , sie so zu gebrauchen , so ist eben ein
derartiger Gebrauch das Regelmäßige ; in diesem Sinn hat
der Richter bei der Auslegung die Worte aufzufassen . Es ist
immer im Auge zu behalten , daß Auslegung und Irrtum nichts
miteinander zu schaffen haben , daß bei der Auslegung eben immer

tz Entsch . ROHG . Bd . 6 Nr . 16 S - 91 , daselbst eine interessante Ausnahme
vvn der Regel im Text . Das Urteil ist vom Jahr 1872 , zu welcher Zeit die
österreichischen Gulden noch in Deutschland Geltung hatten.

2) Ein Würzburger hat in Schweinfurt Weizen „für 28 Mark " gekauft.
In Schweinfurt wird der Weizen stets auf 100 Kilo verkauft ; demnach ist für
100 Kilo 28 Mark zu zahlen . Handelsappellgericht Nürnberg . Sammlung v.
Entsch . des ob . Gerichtshofs für Bayern in Gegenst . des Handels - u . Wechsel¬
rechts Bd . III S . 859 . Bergl . auch Entsch . ROHGs . Bd . 2 Nr . 76 S . 321.

") Auf anderem Gebiete liegt die Frage , ob wegen Irrtums ein solcher
Vertrag aufgelöst werden kann . Hartmann , Wort und Wille im Rechts¬
verkehr , Jherings Jahrb . f. d. Dogmatik Bd . 20 S . 36 läßt in diesem Fall
übrigens mit Recht auch die Anfechtung des Vertrags wegen Irrtums nicht zu.
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ein Streit über den Sinn von Willenserklärungen besteht, der
entschieden werden muß. Auch wenn die Parteien von einer ver¬
schiedenen Bedeutung der Worte ausgegangen sind, so muß doch
auch dann, wenn der Irrtum kein wesentlicher ist, also die Auf¬
lösung des Vertrags nicht herbeiführen kann, immer in dem einen
oder anderen Sinn entschieden werden.

1. 34 O. äs R.. P 50 , 17. Illpianus . Lsrnpsr in
Ltipnlutiorndus st in cstsris sontractidns icl ssĉ nirnur, cznocl
ustnrn sst : aut, si non parsut Miä actnin sst , srit consec n̂sns,
nt icl sscjuainnr, <̂noä in rs ^ ions  in ĉna uctnin sst (d. h.
wo abgeschlossen worden ist) krŝ nsntutur. Das BGB. §157
bestimmt nichts Anderes, indem es verlangt, daß Verträge so aus¬
zulegen seien, wie Treu und Glauben mit Rücksicht auf die Ver¬
kehrssitte es erfordern. Denn auch die Verkehrssitte ist ver¬
schieden je nach der Ocrtlichkeit, und das Regelmäßige ist eben, daß
— falls nicht Besonderes aus dem Vertrag oder aus anderen That-
sachen hervorgeht— die Verkehrsanschauung des Abschlußortes
dem Vertrag zu Grunde liegen wird.

2. Bei Abschluß von Verträgen unter Abwesenden gilt die
Regel, daß die Worte in dem Sinn auszulegen sind, den sie haben am
Ort desjenigen Kontrahenten, von welchem sie gebraucht sind*);
es ist also z. B. bei einer Offerte die Erklärung des Offerenten in
dem Sinn zu nehmen, welche die Erklärung an dem Ort hat, von
dem sie ausgeht. Es hat ein Kaufmann in Hainburg einem Kauf¬
mann in Breslau eine Offerte gemacht, ihm „circa" 18000 Zentner
Reismehl zu liefern2); es hat Jemand in dem Versicherungsantrag,
der an die, nicht an seinem Wohnsitz befindliche Versicherungsgesell¬
schaft gerichtet war, das zu versichernde Haus als „massives" be¬
zeichnet̂) ; im ersteren Fall wird das Wort „circa" nach Hamburger
Sprachgebrauch, im zweiten Fall das Wort „massiv" nach dem
in der Gegend des Versicherungsnehmers üblichen Sprachgebrauch

') Ebenso Wächter , Archivs. d. civil. Praxis Bd . 19 S - 114 ff. Regels¬
berger in Endemanns Handbuch Bd. II S . 393 . APLR . I, 4 tz 67 ; BGB.
für d. Königr. Sachsen ZK 810 , 811 ; coäe clv. art. 1189.

-) Senfserts Archiv Bd. 50 Nr. 256 . OLG. Hamburg.
") Seufserts Archiv Bd . 40 Nr. 94 S . 146 . RG - III . Sen . v. 3. Okt. 1884.

Die Einrede des Irrtums ist hier znriickgewiesen, weil die Versicherungsgesell¬
schaft eben bei der Prüfung des Antrags nicht die erforderliche Sorgfalt an¬
gewendet habe. Vergl . auch Bolze,  Praxis des ReichsgerichtsBd . 14 Nr. 275.

22k



159

ausgelegt — ohne Rücksicht auf die Kenntnis der andern Partei si.
Es liegt hier nicht anders , als wenn der Empfänger der Offerte
eine solche in einer fremden ihm nicht bekannten Sprache erhielte,
oder wie wenn Jemand eine Ware aus einem Laden entnimmt,
ohne nach dem Preis zu fragen ; informiert er sich solchenfalls
nicht über die Bedeutung der Worte , über den Preis der Ware , so
kann man nur annehmen , daß er sich dem Sprachgebrauch , den
gewöhnlichen Preisen des Offerenten unterwirft . Der Offerent kann
seine Willenserklärung auch gar nicht anders auffasfen , und des¬
halb würde es gegen Treu und Glauben verstoßen , wenn man
hinterdrein die Annahme - Erklärung nicht nach des Offerenten
Sprachgebrauch , sondern nach dem des Annehmenden auslegen wollte.

8 23.

Der Sprachgebrauch besonderer Kreise , insbesondere
der Handelsgebrauch (Usance . )

1 . Wie es einen nach territorialen Bezirken verschiedenen
Sprachgebrauch giebt , so haben auch oft einzelne Personen - Kreise
(Kauflente , Gewerbetreibende ) einen bestimmten Sprachgebrauch.
Innerhalb dieser Kreise bildet sich eine gleichmäßige Sprech - und
Handlungsweise aus , bestimmte Willenserklärungen , Handlungen
und Unterlassungen werden stets in diesen Kreisen in einem gewissen
Sinn gebraucht 2) ; es ist dies das Regelmäßige , das Gewöhnliche,
es ist Verkehrssitte.

' ) Ein gutes Beispiel auch bei Hartmann , Wort und Wille im Rechts¬
verkehr , Jherings Jahrb . f. d. Dogmatik Bd . 20 S . 66 : Ein Antwerpeuer
Haus macht Anfang November 1876 an ein Baseler Haus die Offerte : „ Wir
haben noch 50 Faß Petroleum November - Expedition , die wir zu Fr . 75 ab¬
geben ." Die Offerte wird umgehend einfach acceptiert . Als Ende Dezember
die Lieferung noch nicht erfolgt ist , erklärt der Käufer sich als nicht obligiert,
da das Moment der November - Expedition einen wesentlichen Punkt für den
Vertrag bilde und dieser Ausdruck , wie erweislich , auch von seinem Agenten so
verstanden sei, daß das Petroleum zu Antwerpen noch im November zur Ex¬
pedition bereit liege und nicht erst im Januar geliefert werden könne . Der Ver¬
käufer machte dagegen geltend , es sei im Petroleumhandel dieser Ausdruck
üblich zur Bezeichnung , daß in dem fraglichen Monat das Petroleum erst von
Amerika abgehe . Das Gericht verurteilte den Käufer zur Abnahme , „ weil er
den Ausdruck hätte kennen sollen " .

Ehrlich , Die stillschweigende Willenserklärung S . 28ff . ; Regels¬
berger in Endemanns Handbuch des Handelsrechts Bd . II S - 391.
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So gilt bei dem Schieferdeckergewerbe in Wien die Usance,
daß bei Akkordierung der Schieferdecknng eines Hanfes in Wien
znr bestehenden Dachfläche bei First, Grat rc. wegen unvermeid¬
licher Abhaunng des Schiefers und schwieriger Arbeit noch ein
Quadratmeter zur effektiven Dachfläche hinzugerechnet wird; daß,
wenn bei Aufnahme eines Lehrlings in Wien ein Lehr- oder Kost¬
geld nicht vereinbart ist, ein solches nicht gezahlt wirbst.

Das Reichsoberhandelsgericht operiert in dem Leipziger Theater¬
prozesse mit der „Theaterpraxis": „Verträge zwischen Theater¬
unternehmern und Autoren unterliegen den allgemeinen Grundsätzen
der Vertragsschließung; demgemäß gilt, soweit ein anderer Wille
der Beteiligten nicht erhellt, das in diesen Fällen liebliche st".

Besonders häufig finden sich solche Usancen im Handels¬
verkehr;  sie haben aber hier keinen anderen Charakter, als wenn
sie sich in anderen Kreisen gebildet haben st. Das Reichsgericht st
stellt eine in Deutschland geltende Handelssitte fest, wonach unter
besonderen Voraussetzungen(öffentliche Bekanntmachung der Ueber-
nahme des Handelsgeschäftsrc. rc.s aus der Uebcrnahme eines
Handelsgeschäfts mit Aktiven und Passiven den Gläubigern ein
Klagrecht gegen den Uebernehmer erwächst. Das Reichsoberhandels-

st Ehrlich a . a. O . S . 36.
st Entsch. ROHGs . Bd . 12 Nr . 106 S . 338.
st Ebenso Ehrlich a. a. O . S . 37 . Cosack , Handelsrecht , III . Ausl.,

Z 21 S . 107 : Die Auslegung der Rechtsgeschäfte findet ihre Hauptstütze in der
Verkehrssitte . Wenn das HGB . (Art . 279) die Berücksichtigung der
Handelssitte (Usance) ausdrücklich anbefichlt , so ist dies nicht als eine Ab¬
weichung von den bürgerlichen Rechtsregeln , sondern im Gegenteil als eine
getreue Anwendung dieser Regeln auf den Handelsverkehr aufzufassen.

st Entsch. Bd . 17 Nr . 22 S . 97 . Das Reichsgericht spricht hier aus,
daß sich ein Handelsgewohnheitsrecht im Gegensatz zur Usance nicht gebildet
habe ; es wird überhaupt der Unterschied zwischen solchem Gewohnheitsrecht und
der Usance darin gefunden, daß die opinio oecessULtis bei der Usance fehle (so
Cosack , Lehrbuch des Handelsrechts H 21 Nr . 2 ^ ). Ob aber nicht doch in
dein Falle der Uebernahme eines Geschäfts mit Aktiven und Passiven sich ein
Gewohnheitsrecht gebildet hat ? Eine opirno nscessitatis liegt doch in solchen
Fällen gewiß vor ; jeder Laie , der einen solchen Uebernahme-Vertrag abschließt,
wird sich sagen, daß er nun verpflichtet  sei , die Schulden an die Geschäfts¬
gläubiger zu zahlen : die Geschäftsgläubiger werden der Meinung sein, daß der
Uebernehmer ihnen nun rechtlich  zur Zahlung verpflichtet sei, sie bringen ja
diese Meinung deutlich dadurch zum Ausdruck, daß sie Klage erheben.  Mehr
kann man doch als Aeußerungshandlung dieser oplnio nicht verlangen . Und
wenn nun in vielen Fällen zu Gunsten solcher Gläubiger entschieden  ist , was
fehlt da am Gewohnheitsrecht?
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gerächt stellt eine in Amsterdam für den Kauf schwimmender
Baumwolle „̂ oock kair" geltende Usance fest, wonach der Käufer,
auch wenn sich zeigt, daß die Baumwolle von geringerer Qualität
ist, als beim Kaufsabschluß angenommen war, der Käufer kein
Nücktrittsrecht, sondern nur ein Recht auf Minderung des Kauf¬
preises hat, wobei der zu gewährende Nachlaß am Kaufpreis durch
Amsterdamer Arbiterspruch festzustellen ist.

lieber den sonstigen Sprachgebrauch des Handels, die Bedeut¬
ung von Ausdrücken wie „sofort", „frei bleibend", „kostenfrei Bahn¬
hof N. N." rc. sind zu vergleichen die Spruchsammlungen unter
„Auslegung".

Alle solche Usancen dienen zur Ergänzung der Vertrags¬
bestimmungen; insoweit diese nichts Besonderes festsetzen, wird die
Usance als das Gewöhnliche , als das Regelmäßige , weil es
Verkehrssitte ist, im Wege der Auslegung dem Vertrag der Parteien
eingefügt. Die Rechtsnorm, welche die Parteien durch Abschluß
des Vertrags für sich aufgestellt Habens, wird hier dadurch ergänzt,
wie sie sonst ergänzt wird durch die subsidiären staatlichen Rechts¬
normen. Und wie die staatlichen subsidiären Normen in Wirkung
treten ohne und gegen den Willen der Parteien, falls diese nur nicht
eine besondere Bestimmung getroffen haben, so ist auch die An¬
wendung dieser Normen durch den auslegenden Richter nicht daran
gebunden, daß die Parteien Kenntnis von der Usance hatten3).
Daß eine Kenntnis nicht erforderlich ist, wenn es sich um Verträge
handelt, die geschlossen werden innerhalb der demselben Kreise
angehörigen Personen, folgt daraus, daß ja eben in diesen Kreisen
gerade dieser Sprachgebrauch, diese Bedeutung von Handlungen
oder Unterlassungen das Gewöhnliche , das Regelmäßige ist.

tz Entsch. ROHGS . Bd . 7 Nr . 1 S . 1 ff- Die vom Käufer geforderte Un¬
gültigkeitserklärung des Kaufs wegen Irrtums — weil ihm diese Usance
nicht bekannt gewesen — wurde zurückgewiesen. Bergl . auch Entsch.
NOHGs . Bd . IS Nr . 71 S - 251.

2) Dafür , daß durch jeden Vertrag eine Norm , eine lex priv-na, zur Ent¬
stehung kommt vergl . Z 2 S . 4 ff.

-h Entsch. des RO .Ms . Bd . 7 Nr . 1 S . 13 ; Bd . 15 Nr . 71 S -251 ; Bd . 17
Nr . 72 S . 335 ; Bd . 13 Nr . 117 S . 369 ff. Es ist interessant zu sehen, wie
das ROHG ., welches der Willenstheorie huldigt , in solchen Füllen , wo ganz
offenbar — wie eben regelmäßig in Fällen der Auslegung — ein Willens¬
dissens vorliegt , trotz alle dem, geleitet von einem gesunden Rcchtsgefühl , zu
dem richtigen Resultat kommt: der erforderliche „Wille " der einen Partei wird-
eben vermutet , fingiert . Vergl . oben S . 159 Note 1.

Abh. z. deutschen Arivatrecht I.
Danz,  Die Auslegung rc.
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2. Es fragt sich weiter, wie es mit der Auslegung zu halten
ist, wenn dritte, nicht diesen Kreisen ungehörige Personen mit
ihnen Vertrage abschließen. Zunächst ist klar, daß, wenn es sich
um Geschäfte handelt, die nicht zu den Spezial - Geschäften
dieser Kreise gehören, nur die Worte in der nicht-technischen,
Allen bekannten Bedeutung genommen werden können, ebenso wie
sich auch aus dem wirtschaftlichen Zweck, den der Vertrag ver¬
folgt, und der ja bei jeder Auslegung zu berücksichtigen ist, eine
bestimmte Auslegung ergeben kann. Ein Grundstücksbesitzer hat
seinem Nachbar, einem Gerber, einen Theil seines Grundstücks zum
Gerbereibetrieb verkauft, wobei sich der Gerber verpflichtet hatte,
auf dem erkauften Teil keine„Gruben" anznlegen. Unter „Gruben"
versteht man technisch in der Gerberei nur sog. Lohgruben, nicht
sog. Aescher, d. h. in den Boden gesenkte Behälter, worin die rohen
Häute mit Kalkwasser vorbereitet werden. Das Gericht nahm den
Ausdruck„Gruben" im Vertrag nicht in dieser engeren technischen
Bedeutung, da auch diese„Aescher" unangenehme Ausdünstungen
verbreiten, und der wirtschaftliche Zweck des Vertrags darauf ging,
den Verkäufer hiergegen zu schützen̂).

Liegt der Fall nicht so, schließt also ein außerhalb eines
solchen Kreises Stehender einen Vertrag mit einer solchem Kreis
zugehörigen Person ab, der sich gerade auf Geschäfte dieses
Kreises bezieht, z. B. er schließt mit einem Architekten einen Ver¬
trag über Erbauung eines Hauses, so muß er die vom Architekten
gebrauchten Worte in der technischen Bedeutung, die sie in dem
Kreise der Architekten haben, gegen sich gelten lassen. Ist also
z. B. die erste Zahlung vereinbart „bei der ersten Balkenlage", so
ist die Zahlung dann zu bewirten, wenn nach dem Sprachgebrauch
der Architekten„die erste Balkenlage" als „gelegt" gilt.

Spekuliert Jemand an der Börse und hat sich ausdrücklich
den Börsen-Usancen, die dort herrschen, unterworfen, vielleicht durch
Unterschreiben eines Schlußscheins, in welchem diese Unterwerfung
vorgesehen ist, so hat er sich damit vertragsmäßig  den Usancen
unterworfen. Aber auch wenn keine solche Vereinbarung stattge¬
funden hat, muß er den Sprachgebrauch der Börse gegen sich gelten
lassen; er mag sich vorher  informieren, wenn er die an der Börse

-) Seufferts Archiv Bd. 18 Nr. 227 S -357 OAG. Lübeck. Auch hier
wurde Einrede des Irrtums zurückgewieseu.
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gewöhnlichen, üblichen Ausdrücke nicht kennt, und sich trotzdemauf Börsengeschäfte einläßtsi.

8 24.
Die Verkehrssitte.

1. Die Verkehrssitte , welche der Richter nach H 187BGBs . seiner Auslegung zu Grunde legen soll, gemäß welcher er
seine Auslegung zu geben hat, ist — nach dem vorher Ausge-führtcn— nichts Anderes als das Gewöhnliche, das Uebliche.Wie die Willenserklärungen, bestehen sie in Worten oder in anderen
Handlungen, im Verkehr der Menschen gewöhnlich aufgefaßtwerden, so hat sie der Richter aufznfassen, in dieser Bedeutunghat er sie der durch den Vertrag erzeugten Norm einzufügen. Diese
Kenntnis der Bedeutung der Willenserklärungenlehrt den Richter
nicht die juristische Wissenschaft, die Lebenserfahrung ist es viel¬mehr, die sie ihm verschafft; es kommt hierbei nicht auf juristischeBegriffe an, sondern auf die Kenntnis des realen Lebens. Kennt
der Richter nicht aus eigener Erfahrung die' Bedeutung, welche der
auszulegenden Willenserklärung im Verkehr der Menschen zukvmmt,so hat er sich von Amtsw egen )̂ durch Befragung von Sach¬
verständigen die erforderliche Kenntnis zu verschaffen, wie das ja
namentlich oft geschieht, wenn die Verkehrsgewohnheiten besondererKreisez. B. der Kaufleute festgestellt werden sollen.

u Regelsberger , Pandekten Bd . 1 Z 22 S . 102 : „Wer in einen be¬stimmten geschäftlichenVerkehr eintritt , kann sich hinterher auf die Unkenntniseiner Geschliftsübung nicht berufen , sofern die mit ihm verkehrenden Personenseine Kenntnis vorausgesetzt haben und zu dieser Voraussetzung berechtigtwaren . Das Wissensollcn steht hier dem Wissen gleich." Nach den letztenWorten kommt es also auch nach Regelsberger nicht aus eine Kenntnisdes Dritten und demnach noch viel weniger auf seinen inneren Willenan ; denn ich kann wohl wollen , daß ein Gebrauch, auch wenn dessen Inhaltmir nicht bekannt ist, die Norm für ein mich betreffendes Rechtsverhältnis ab¬geben soll, nicht aber kann ich einen Gebrauch wollen , dessen Existenz mirgar nicht bekannt ist. Dernburg , Lehrbuch des Preuß . Privatrechts , 5. Ausl.,Bd . I Z 117 S . 248 : Der Interpret muß sich insbesondere die Standes-und die gewerbliche Atmosphäre , in welcher die Geschäftsschließendenleben,vor Augen halten . Ist diese für die Geschäftsschließenden verschieden, so wirdder Regel nach der Sprachgebrauch entscheiden, welcher im Kreise dessen herrschte,von welchem die Erklärung herrührte , da es Sache des anderen Teils gewesenwäre , sich nach ihm zu erkundigen.
A. M . Regelsberger , Pandekten Bd . 1 Z 22 S - 102 Nr . 3 >>, vergl.dagegen oben tz 12 S . 74 ff.
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„Was bei einer gewissen Art von Geschäften regelmäßig ge-

thnn oder bestimmt zu werden pflegt , bildet den Geschäftsgebrauch,

die Geschüftsübung , rnos , consnstucko " , Verkehrssitte ; sie kann

sich auf Rechtsgeschäfte beziehen , z. B . das Dinggeld dem die Miete

antretenden Dienstboten zu überlassen , sie kann sich auf rein that-

sächliche Dinge beziehen , z. B . Art der Verpackung . „ Der Grund,

warum das bei der Ordnung von rechtlichen Verhältnissen Beob¬

achtete , der rechtsgeschäftliche Gebrauch , die Verkehrssitte , Erheblich¬

keit besitzt , liegt in der Erfahrung , daß die Menschen ohne Grund

nicht vom lieblichen abzuweichen Pflegen , daß ferner die Urheber

eines Rechtsgeschäfts über solche Punkte , für welche sie sich der

bestehenden Uebung anschließen , häufig eine ausdrückliche Bestimmung

unterlassen , weil sie diese Ordnung für selbstverständlich erachten " si.

Aus diesem Grunde weist das Gesetz mit Recht den Richter

an , bei zweifelhaften Ausdrücken , also falls der Richter auslegend

thätig wird , den zweifelhaften Ausdrücken die Bedeutung zuzu-

sprcchen , sie in der Bedeutung zu nehmen , welche die gebräuch¬

liche , die im Verkehr gewöhnliche ist.

2 . „ Ein Geschäftsgebrauch ist ein individueller oder allge¬

meiner , je nachdem er sich aus den gleichmäßigen Handlungen einer

einzelnen Person oder eines Personenkreises (der Bewohner einer

Gegend , der Mitglieder einer Erwerbsklasse u . s. w .) zusammensetzt " ?).

Es fragt sich, wann man von einer „ Verkehrssitte " sprechen kann;

offenbar setzt ein „ Verkehr " immer eine Mehrzahl von Personen

voraus , so daß von vornherein der Brauch eines Einzelnen nicht

unter eine Verkehrssitte fällt , nach welcher der Richter bei der Aus¬

legung sich zu richten hätte . Es kann auch eine Mehrzahl von

Personen , die sich vielleicht untereinander über einen bestimmten

Gebrauch geeinigt haben , hierdurch allein keine Verkehrssitte er¬

zeugen ; denn eine Sitte verlangt einmal auch von Dritten be¬

merkbare Aeußerungshandlungen und sodann jedenfalls eine

öftere  Wiederholung solcher Aeußerungshandlungen , denn nur aus

Grund solcher gleichmäßig wiederholter Handlungen ist es möglich

eine „ Sitte " zu konstatieren.

3 . Die Verkehrssitte darf der Richter , da er in jedem Fall

nach Treu und Glauben auslegen muß , dann nicht bei der Aus-

So Regelsberger , Pandekten Bd . 1 S . 100.
Regelsberger a . a . O.
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legung in Anwendung bringen, wenn sie gegen Treu und Glauben
verstößti).

L. Auslegung einzelner Verträge.
8 25.

Die Auslegung einseitiger Verträge.
Eine Anzahl von Verträgen haben das Eigentümliche, daß

durch ihren Abschluß auf der einen Seite lediglich Recht, auf
der andern lediglich Verpflichtung zur Entstehung kommt; einige
derselben das Besondere, daß durch solchen Vertrag der einen Partei
unentgeltlich ein Vorteil zugewendet wird. Man kann die letzteren
Verträge wegen dieser Eigenschaften mit dem Namen einseitige un¬
entgeltliche bezeichnen2).

Das für die Auslegung wichtige Moment bei den ein¬
seitigen unentgeltlichen Verträgen ist die unentgeltliche Zu¬
wendung eines Vorteils , die hierdurch erfolgt3). Beisolchen unentgelt¬
lichen Zuwendungen kann die Auslegungsregel, daß zu Ungnnsten
der Person , welche die auszulegende Erklärung abgegeben
hat, auszulegen sei, nicht in Anwendung kommen, hier gilt als all¬
gemeine Regel, daß gegen den auszulegen ist, welchem der Vor¬
teil aus dem Vertrag znkommt. Dies beruht auf dem Prinzip,
daß stets nach Treu und Glauben auszulegen ist (K133 BGBs .).
Es verstößt aber offenbar gegen Treu und Glauben, gegen das
hierdurch geforderte anständige Gebühren, wenn Jemand, der
von einem Andern ohne Entgelt einen Vermögensvorteil erlangen
soll, dessen hierauf gerichtetes Versprechen zu seinen Gunsten aus-

*) Goldschmidt , Handbuch des Handelsrechts Z 35 Note 12 führt als
solchen „Mißbrauch ", der gegen Treu und Glauben verstößt, an , wenn der
Kommissionär statt des wirklich bedungenen Preises den höheren Marktpreis
für den Einkauf oder den niedrigeren Marktpreis für den Verkauf in Ansatz
bringt . Vergl . auch Seufferts Archiv Bd . 51 Nr . 41 S - 61 ff.

2) Auf den Streit über die Einteilung der Verträge in einseitige und
zweiseitige kann hier nicht eingegangen werden. Vergl . Dernburg , Pandekten,
4. Ausl.. Bd . 2 K 19 S . 56 und dort Note 2 Citierte sowie Adler  in Jherings
Jahrb . f. d. Dogmatik Bd . 31 S 235.

°h Leonhard,  Der Irrtum S . 263 , nimmt ebenfalls an , daß zwar bei
Verkehrsgeschäften nach dem allgemein lieblichen auszulegen ist, nicht dagegen
bei einseitig belastenden Verträgen oder Verträgen des Familienrechts wie
Adoption , Verlöbnisvertrag.
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beuten und mehr herausschlagen will, als worauf das Versprechen
zweifellos geht. Man hat daher hier auch den Sprachgebrauch
des Verpflichteten zu berücksichtigen und nicht den allgemeinen
Sprachgebrauch, wenn nach dem elfteren die Verpflichtung eine ge¬
ringere ist als nach dem allgemeinen Sprachgebrauch.

1. Der Schenkungsvertrag ; bei ihm ist selbstverständlich
zu Gunsten des Schenkenden, auf das rrnrms der versprochenen
Leistung zu erkennen(ZZ 516, 518 BGBs .).

2. Der Auftrag (Mandat) (ZZ 662 ff.); hier ist zu Gunsten
des Mandatars nuszulegen.

3. Die Leihe (Kommodat) (ZZ 598 ff.); hier ist zu Gunsten
des Kommodanten anszulegen.

4. Der Verwahrungsvertrag (Depositum) (§Z 688, 690
BGBs .); hier ist zu Gunsten des Depositars auszulegen; bei dem Ver-
wahrnngsvertrag des BGBs. nur, wenn die Aufbewahrung un¬
entgeltlich übernommen war.

5. Das unentgeltliche, also unverzinsliche Darlehn
(ZZ' 607 ff.); hier ist zu Gunsten des Darlehnsgebers anszulegen.
Beim verzinsbaren Darlehn gelten natürlich die für gegenseitige Ver¬
träge entwickelten Grundsätze, da hier in der Darlehnshingabe keine
unentgeltliche Zuwendung liegt, weil für die gewährte Benutzung des
Geldes als Aeqnivalent— ähnlich wie beim Mietvertrag der Miet¬
zins — die Zinsen gezahlt werden.

8 . Der Pfandvertrag und die Bürgschaft.
1. Wenn ein Dritter ein Pfand für den Schuldner gegeben

hat, so ist seine Stellung dieselbe wie die des Bürgen; der Unter¬
schied besteht nur darin, daß der Verpfänder seine Haftpflicht auf
das Pfandobjekt beschränkt hat, während bei der Bürgschaft das
ganze Vermögen des Bürgen haftet. Beide werden in der Regel
auch keinen Vorteil von der Verpfändung oder Bürgschaft haben,
trotzdem müssen hier die Regeln von der Auslegung gegenseitiger
Verträge gelten ft, da die Gewährung der Leistung des Gläubigers
an den Hauptschuldner ganz regelmäßig erst gegen die Verpfändung,
gegen die Leistung der Bürgschaft geschieht, und dem Gläubiger
gegenüber also die Verpfändung oder Bürgschaft nicht ohne Ent¬
gelt, nicht unentgeltlich geschieht̂). Wollte man dies nicht nu¬

tz Vergl. oben S . 143 Nr. 4.
2) Entsch. RGs . Bd . 34 Nr. 4 S . 20 : „Die Auslegung durfte, weil die

Gewährung des Darlehns von der Uebernahme der Bürgschaft abhängig gemacht
2S4
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nehmen , so würde mich hier eine Täuschung des Gläubigers , der
im Hinblick auf die Verpfändung oder Verbürgung dem Schuldner
Kredit gewährt hat , begünstigt , was gegen Treu und Glauben
verstieße . Auch wenn der dritte Verpfänder oder der Bürge auf
den Regreß gegen den Hauptschuldner verzichtet , also diesem
gegenüber animo äormncki handelt , verhält sich dies nicht anders,
da hierdurch an dem Verhältnis des dritten Verpfänders oder des
Bürgen zum Gläubiger Nichts geändert wird . Auf das Ver¬
hältnis des Hauptschuldners zum Verpfänder oder Bürgen finden
solchenfalls allerdings die Regeln über unentgeltliche Zuwendungen
Anwendung.

ch Schließt der Hauptschuldner auf Grund einer vom
Bürger : ausgestellten Bürgschaftsurkunde die Bürgschaft mit dem
Gläubiger ab , so sind beschränkende Nebenabreden , die zwischen dem
Hauptschuldner und Bürgen getroffen sind und von denen der
Gläubiger keine Kenntnis erhalten , gleichgültig für die Auslegung
der Bürgschaftsverpflichtung )̂ . Es liegt solchenfalls eben eine Be¬
vollmächtigung des Hauptschuldners durch den Bürgen vor zum
Abschluß des Bürgschaftsvertrags nach Maßgabe der übergebenen
Bürgschliftsurkunde , und es gilt deshalb derselbe Grundsatz wie bei
der Vollmacht — vcrgl . S . 199 — .

b ) Für die Auslegung der bürgschaftlichen Verpflichtung ist
zunächst die gesetzliche Bestimmung des H 767 BGBs . wichtig,
daß für diese Verpflichtung der jeweilige Bestand der Hauptver¬
bindlichkeit maßgebend ist , d . h . daß der Inhalt der bürgschaftlichen
Verpflichtung wachsen oder abnehmen kann durch Anwachsen oder
Verminderung der Hauptschuld und daß , wenn der Richter in:
Prozeß gegen den Bürgen die Leistung des Bürgen festzustellen
hat , dies zu geschehen hat nach dem dermaligen Stand der Haupt-

wordm war , sich nicht blaß auf den Standpunkt des Beklagten stellen, sondern
hatte die Erklärung des Bürgen auch nach der Richtung hin zu prüfen , wie sie
der Gläubiger (der Kläger ) nach Treu und Glauben auffassen durfte . "
Selbstverständlich sind auch hier stetS die Parteianführungen über Zweck und
Entstehung der Bürgschaftserklärung zu beachten. RG . in Gruchots Bei¬
trägen Bd . 38 S . 1134 . Bezüglich der Auslegung von Bürgschaftserklärungen
vergl . auch Bolze , Praxis Bd . 7 Nr . 620—622 S - 235 , 236 ; Bd . 6 Nr . 617
S . 239 ; Bd . 1 Nr . 1133 S . 253 . Unrichtig RG . II . Civ.-Sen . in Entsch. RGs.
Bd . 9 Nr . 44 ' S . 179 , daß Verträge , durch welche einseitige Verpflichtungen
übernommen werden, streng zu interpretieren sind. Vergl . dagegen den Text.

*) Bolze , Praxis des RGs . Bd . 16 Nr . 470 S . 285 — das RG . geht
hier sogar noch weiter — ; Bd . 6 Nr . 616 S - 238.
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schuld . Das Gesetz spricht dies noch ausdrücklich für den Fall aus,

wenn eine Veränderung der Hauptschuld durch Verschuldung oder

durch Verzug erfolgt ist ; es fallen hierunter aber selbstverständlich

auch die Falle , wo kraft Gesetzes Zinsen laufen , z. B . im Fall des

8 452 (Verzinsung des Kaufpreises ), 8 641 (Verzinsung bei der

Werkvcrdingung ). (Scufferts Archiv Bd . 48 Nr . 180 .) Die

Leistungspflicht des Bürgen kann aber durch nach der Ver¬

bürgung zwischen Hauptschuldner und Gläubiger getroffenen Ver¬

einbarungen , z. B . einen Anerkenntnisvertrag ff , nicht gesteigert

werden (BGB . 8 767 Satz 3).
e ) Sache der Auslegung ist es aber , die Bedeutung der

Bürgschaftserklärung , also der Vereinbarung zwischen Gläubiger

und Schuldner , durch welche die Bürgschaftsverpflichtung für den

Bürgen zur Entstehung gekommen ist , festzustellen ; namentlich ob

die gebrauchten Worte oder sonstigen Handlungen eine Verbürgung

ergeben ff und in welcher Höhe . Für Letzteres ist besonders wichtig

die Frage , wann der Bürge für vertragsmäßige Zinsen und für

eine Konventionalstrafe hafte . Hierbei ist wieder davon aus¬

zugehen , daß die Bürgschaft Wohl ein einseitiger Vertrag , über kein

unentgeltlicher ist , da der Bürge dagegen vom Gläubiger entweder Ein¬

räumung eines Kredits an den Hauptschuldner oder Verlänge¬

rung eines bereits gewährten Kredits erhält und demnach nicht ver¬

langen kann , daß im Zweifel zu seinen Gunsten ausgelegt wird . Weiß

der Bürge , daß für die Schuld vertragsmäßige Zinsen stipuliert sind

oder eine Konventionalstrafe vereinbart ist , und schließt ec seine

Haftung hierfür bei der Verbürgung nicht ausdrücklich aus , sondern

bedient sich vielleicht allgemeiner Ausdrücke , wie „ich bin gut für

die Schuld " re., so haftet er auch für solche Nebenleistungen ff.

Denn nach dem gewöhnlichen , verkehrsüblichen Sprachgebrauch

versteht man unter einer „ Schuld " auch solche Ncbenleistungen mit,

man spricht nicht von mehreren Schulden in solchem Fall . Der

Bürge muß in solchem Fall ausdrücklich seine Haftpflicht auf das

Kapital beschränken und zwar ganz unzweideutig ff . Ebenso haftet

der Bürge im Fall einer sog . Kreditbürgschaft , wenn er sich bis zu

ff Seufferts Archiv Bd -32 Nr . 234 S .301 mit Nachw-, oben S . 154Rr .5.
ff Entsch. ROHGS . Bd . 16 Nr . 10S S . 413.
ff Seufferts Archiv Bd . 29 Nr . 134 (ROHG .) ; Bd . 14 Nr . 30 S . 42.
ff Seufferts Archiv Bd . 14 Nr . 30 S . 42 ; Bd . 4 Nr . 44 S . 88 . Unter

einem Schuldschein für ein verzinsliches Darlehn hatte der Beklagter sich
„als Bürge für vorstehendes Kapital " verbindlich erklärt.
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einer bestimmten Summe für dem Hanptschuldner vom Gläubiger
zu gewährende Darlehen verbürgt hat, auch für die ausgelaufenen
vertragsmäßigen Zinsen — natürlich nie über die als Grenze ge¬
setzte Summe! — ; denn derartige Darlehen werden eben regel¬
mäßig nur gegen Verzinsung gewährt. Der Bürge haftet also —
auch wenn er nichts von Zinsvertrag weiß — jedenfalls bis zur
Höhe der gesetzlichen Zinsen (4 in bürgerlichen Sachen Z 246
BGBs ., 6 o/g in Handelssachen). Nicht hastet er — wenn nicht
der soebenS . 168 erwähnte Thatbestand vorliegt— für eine Kon¬
ventionalstrafe , weil solche nicht regelmäßig , nicht gewöhnlich
einem Darlehn beigefügt zu werden pflegt st. — Mit Recht ist auch
in einem Fall, wo der Bürge einen Schein ausgestellt hatte mit
der Erklärung, daß er sich für ein dem ll . zu gewährendes Darlehn
von 5000 Mk. verbürge und das Darlehn zurückzuzahlen verspreche,
der Bürge aus dem oben angegebenen Grund zur Leistung von
vertragsmäßigen Zinsen in üblicher Höhe verurteilt worden st.

ä) Häufig wird eine Verbürgung auch in Wechselform vor-
gcnommcn, indem derjenige, der sich verbürgen will, einen Wechsel
als Bürge, Aussteller oder Girant zeichnet. Dadurch erlangt der
Gläubiger den Vorteil, den ihm die sog. Wechselstrengegewährt,
andererseits hat er den Nachteil der kurzen Verjährung dieser Bürg-
schaftsforderung(WO. Art. 78 ff.). Nach der Verjährung seiner
wechselrechtlichen Forderung versucht dann der Gläubiger oft auf
das der wechselmäßigen Verbürgung vorausgegangenc Bürgschafts¬
versprechen zurückzugreifen, um auf Grund dieser civilrecht-
lichen Bürgschaftsforderung den Bürgen zu belangen. Es handelt
sich hier um Auslegung des Bürgschaftsversprechens im Zu¬
sammenhalt mit der daraus erfolgten wechselrechtlichen Verpflichtung.
In diesen Füllen hat man stets, außer wenn der Gläubiger aus¬
drücklich erklärt hat, daß er daneben noch eine gewöhnliche,
d. i. eine civilrechtliche Bürgschaftsverpflichtung des Bürgen wolle
und der Bürge diese zngebilligt hat, nur eine Wechselverbindlich¬
keit des Bürgen als entstanden anznnehmen st. Denn wie eine
Sicherheit , die ein Gläubiger fordert, auf verschiedene Weise ge-

st Entsch. ROHGs. Bd. 24 Nr. 45 S . 151—153.
st Seufferts Archiv Bd. 51 Nr. 177 S . 276.
st Entsch. ROHES. Bd. 2 Nr. 82 S . 365; Bolze , Praxis Bd. 15 Nr. 254

S . 161 Bd. 5 Nr. 491 S . 153, Bd. 1 Nr. 845 S . 187; Entsch. RGs. Bd. 4
Nr. 3 S . 10, Bd. 8 Nr. 10 S . 46; Seusserts Archiv Bd. 30 Nr. 73 S . 115,
Bd. 33 Nr. 25 S . 35.
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leistet werden kann — durch Pfandbcstcllung sowohl wie durch
Bürgschaft — und Niemand , falls der Gläubiger , der von einem
Dritten „ Sicherheit " gefordert und darauf ein ihm vom Dritten
gegebenes Pfand angenommen hat , dem Gläubiger deswegen auch
noch ein Recht aus einer Bürgschaft znsprechen wird , weil der Dritte
sich vor Hingabe des Pfandes zur geforderten „Sicherheitsleistung"
bereit erklärt hatte , so kann man auch aus der , der Wechselzeichnung
vorangegangenen Zusicherung , „ bürgen zu wollen " , nicht auf Ueber-
nahme einer civilrechtlichen Bürgschaft schließen . Denn wie
elfteren Falls die „ Sicherheit " in verschiedener Weise geleistet
werden kann , so hier die Verbürgung ; und der Gläubiger erklärt
eben durch Annahme des von ihm geforderten oder ihm angebotenen
vom Bürgen gezeichneten Wechsels in durchaus concludentcr
Weise , welche Art der Verbürgung er wähle . Man kann dagegen
auch nicht einwenden , daß dem Laien ja regelmäßig die verschiedenen
rechtlichen Wirkungen der einen oder anderen Art der Ver¬
bürgung unbekannt sein werden , und daß man deswegen neben
der wechselrechtlichen auch eine civilrechtliche Verbürgung annehmen
müsse . Diese Unkenntnis der Parteien ist kein Grund den Schuldner
doppelt haften zu lassen : der Dritte ist seiner Erklärung „ bürgen"
zu wollen durch die Wechselzeichnung nachgekommcn ; weiß der
Gläubiger nicht , daß diese Art der Verbürgung eine kürzere Ver-
jährungszeit hat als die einfache civilrechtliche Verbürgung , so kann
diese seine Unkenntnis nicht bewirken , daß der Bürge doppelt ge¬
bunden wird.

s ) Was den Umfang der Haftung desjenigen betrifft , der
für die Schuld eines Anderen ein Pfand gegeben hat , so kommt
hier eine Auslegung nicht in Betracht , da diese durch das Gesetz
bestimmt ist , indem 1210 BGBs . ganz allgemein — also auch
für das von einem Dritten gegebene Pfand — bestimmt , daß das
Pfand für Zinsen und Konventionalstrafe haften solle , und
unter solchen Zinsen auch offenbar , wie ja die viel weitergehende
Haftung für die Konventionalstrafe ergiebt , auch die vertrags¬
mäßigen  zu verstehen sind st.

2 . Auf das Verhältnis des Schuldners , der selbst einen
Gegenstand für seine eigene Schuld dem Gläubiger verpfändet,

tz Ebenso Handausgabe des BGBs . von O . Fischer ß 1210 . In dem
entsprechenden Z des ersten Entwurfs Z 1149 war bezüglich des Umfangs der
Haftung richtiger Weise auf die Vorschriften über die Bürgschaft verwiesen , was
jetzt weggefallen ist ; auch dies spricht für die hier vertretene Auffassung.
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kommen nach dem soeben unter a Ausgeführten selbstredend die
Auslegungsregelnüber gegenseitige Verträge zur Anwendung; in
Bezug auf den Umfang der Haftung die gesetzliche Vorschrift des
§ 1210 .

L. Auch beim Vertrag über Annahme an Kindesstatt
(Adoption HZ 1741 ff. BGBs .) ist nach dem unter7̂ .. Ausgeführten
zu Gunsten des Annehmenden im Zweifel auszulegen.

8 26.

Strafgedinge . Verzicht . Anerkenntnisvertrag.
Vereinbarte Form . Vergleich.

1. Strafgedinge, wie KonventionalstrafenGH 339 ff.
BGBs .) und lex commissoria (Verwirkungsklausel^
(H 360 BGBs.) bezwecken, den Schuldner in außergewöhnlicher
Weise zu binden— denn das Gewöhnliche, Regelmäßige ist,
daß Verträge ohne solche Nebenverabredungen abgeschlossen werden—;
der Gläubiger sichert sich in seine Tasche einen Extra-Vorteil
— man denke an die Verwirkungsklausel, nach der bei Versicher¬
ungen die gezahlten Prämien zu Gunsten der Versicherungsgesell¬
schaft verfallen, während der Anspruch des Versicherungsnehmers

0 ROHG . Bd . 13 Rr . 125 S . 387 Auslegung einer Konventionalstrafe
— der Vcrtragstext ist wahrscheinlich von dem auf die Konventionalstrafe Ver¬
klagten abgefaßt — : Die Stipulation einer Konventionalstrafe muß deshalb,
weil sie eine Privatstrafe zum Gegenstand hat , zu Gunsten des Ver¬
pflichteten ausgelegt werden ; besonders hier , wo sie als eine ganz unge¬
wöhnliche und unverhältnismäßig schwere Belastung sich darstellt.
ROHG . Bd . 14 Nr . 87 S . 268 : Weil das Gewöhnliche und Regelmäßige
in Handelssachen als von den Kontrahenten gewollt anzunehmen ist, deshalb
ist die Stipulation einer Konventionalstrafe einschränkend und im Zweifel zu
Gunsten des Verpflichteten auszulegen . Entsch. RGs . Bd . 33 Nr . 30
S . 141 , Bd . 26 Nr . 27 S . 163 , Bd . 20 Nr . 21 S - 107, Nr . 23 S . 111. lieber
Verwirkung der Konventionalstrafe , ob Verschulden erforderlich, vergl . Seufferts
Archiv Bd . 51 Nr . 17 S . 24 , RG . Bd . 47 Nr . 191 S . 277 , OLG . Hamburg
Bd . 43 Nr . 105 S . 156, Bd . 35 Nr . 249 S . 356.

2) Entsch. RGs . Bd . 28 Nr . 91 S . 391 — sehr fragwürdige Entscheidung
bei dem vorliegenden Thatbestand — ; Bd . 26 Rr . 13 S . 64 ; Bd . 22 Nr . 41
S . 201 ; Bd . 20 Nr . 32 S . 137 ; Bd . 19 Nr . 26 S - 132 , Nr . 41 S - 216 ; Bd . 18
Sir . 27 S . 142 ; Bd . 16 Nr . 23 S - 121 ; Bd . 10 Nr . 43 S - 158 — mit Nach-
weisungcn für den Satz , daß Versicherungsbedingungen gegen die Gesellschaft
auszulegen seien — Bd . 9 Nr . 64 S . 237 ; Bd . 6 Nr . 47 S . 179 ; Bd . 4 Nr . 46
S - 157 ; Bd . 3 Nr . 32 S . 108 ; Bd . 2 Nr . 32 S . 123 ; Bd . 1 Nr . 71 S . 197.
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erlöscht; an die bekannte Isx commissoria, beim Mietvertrag, wo¬
durch der Vermieter das sofortige Exmissionsrecht bei nicht recht¬
zeitiger Zahlung des Mietzinses erhält. Endlich enthalten sie auch
eine Strafe 'für den Verpflichteten, wie dies ja schon das Wort
Konventionalstrafe richtig zum Ausdruck bringt, also auch von
diesem Gesichtspunkt aus etwas Ungewöhnliches.

Aus diesen Gründen sind solche Strafgedinge zu. Gunsten des
Verpflichteten auszulegen; allerdings auch nur, wie dies ja in
jedem Fall der Auslegung gilt, im Zweifel . Ergeben die Worte
in Verbindung mit den begleitenden Umständen, dem Zweck des
Vertrags re., einen ganz sicheren Sinn , so hat der Richter nicht
entgegen diesem Sinn den Worten eine andere engere Be¬
deutung zu geben, als sie hiernach haben.

2. Beim Verzicht ist für die Auslegung zu unterscheiden,
ob dieser unentgeltlich geschieht oder entgeltlich st, wie dies nament¬
lich beim Vergleich der Fall ist. Im echteren Fall ist nach den
im § 25 7̂ ,. S . 165 entwickelten Grundsätzen im Zweifel zu Gunsten
des Verzichtenden auszulegen, also dahin, daß möglichst wenig
Rechte als aufgegeben gelten; beim entgeltlichen Verzicht kommen
dagegen die für gegenseitige Verträge geltenden Auslegungsrcgeln
zur Anwendung2) ch.

Im echteren Fall handelt es sich vielfach(vergl. die Note 2)
um Auslegung sog. süllschweigender Willensäußerungen, d. h. um

tz Unrichtig daher die Regel des BGBs . f. d. Könige. Sachsen Z 132:
Verzichte auf Rechte sind streng auszulegen.

2) Eutsch. RGs . Bd . 37 Nr . 5 S . 13 (Verzicht auf Absondernngsrecht im
Konkurs ), Bd . 29 Nr . 30 S . 116 Verzicht auf Schadensersatz wegen verspäteter
Erfüllung durch vorbehaltlose Annahme der Leistung. Seufferts Archiv
Bd . 48 Nr . 215 S . 343 RG . : Fallenlasfen eines Zinsanspruchs im Prozeß , ob
Verzicht darin zu finden oder bloß Klagrücknahme. Seufferts Archiv Bd . 34
Nr . 194 S - 289 : Durch Annahme der Hauptleistung verzichtet Gläubiger nicht
auf die Konventionalstrafe (ROHG .). Seufferts  Archiv Bd . 32 Nr . 42 S . 48:
Versprechen pünktlicher Zahlung seitens des Bürgen , ob darin ein Verzicht auf
die Einrede der Vorauszahlung zu finden ist.

") Nach tz 688 BGBs . Abs. 2 liegt ein Verzicht auf die Widerruflichkeit
der Auslobung  im Zweifel in der Bestimmung einer Frist für die Vornahme
der Handlung . Nach ß 517 BGBs . liegt keine Schenkung  vor , wenn Jemand
zum Vorteil eines Anderen einen Vermögenserwerb unterläßt oder auf ein an¬
gefallenes , noch nicht endgültig erworbenes Recht verzichtet  oder eine Erbschaft
oder ein Vermächtnis ausschlägt . Wenn auch in solchem Fall nach dem BGB.
keine technische Schenkung  vorliegt , so gilt doch auch hier , wenn der Verzicht
— wie regelmäßig — unentgeltlich erfolgt, die Regel des Textes , daß im
Zweifel zu Gunsten deS Verzichtenden auszulegen ist.
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Auslegung von Handlungen, die nach der Verkehrssitte keine
andere Deutung zulassen, als daß der Handelnde damit einen Ver¬
zichts-Willen habe zum Ausdruck bringen wollen.

3. Anerkennungsvertrag . Durch den Anerkennungsver¬
trag erlangt der Gläubiger einen Extra-Vorteil, auf den er aus
dem der Anerkennung zu Grunde liegenden Rechtsgeschäft keinen
Anspruch hatte; er erlangt neben der Forderung aus dem ursprüng¬
lichen Vertrage noch die weitere aus dem Anerkennnngsvertragc.
Es ist etwas Außergewöhnliches , daß der Schuldner seinem
Gläubiger zwei Forderungen gegen sich einräumen will. Daher
hat man im Zweifel, d. h. wenn nicht ganz klar hervorgeht, daß
ein neuer selbständiger Anspruch geschaffen werden soll, gegen die
Annahme eines Änerkennnngsvertrags zu interpretieren si. Eine
Ausnahme hiervon macht nur die Anerkennung, wie sie häufig als
Schluß von Abrechnungs -Verhandlungen erscheint; denn der
Zweck solcher Verhandlungen ist eben gerade, die Schuldvcrhältnisse
der Parteien — ähnlich wie beim Vergleich— auf eine neue
Basis zu stellen, die der Anerkennungsvertrag bildet. Diese Regeln
werden allerdings nach dem Inkrafttreten des BGBs ., das in
K 781 (vergl. auch § 518 Abs. 1) zur Gültigkeit eines solchen
Vertrags aus Rücksicht auf die Sicherheit des Verkehrs Schriftlich¬
keit vorgeschrieben hat )̂, dahin zu modifizieren sein, daß im Zweifel
ein Anerkennungsvertrag anzunehmen ist. Denn da die Schrift¬
form nur dann gewahrt ist, wenn eine Urkunde ausgestellt
und vom Aussteller unterschrieben ist (§ 126 BGBs .) — in
§ 518 ist sogar gerichtliche oder notarielle Beurkundung vor¬
geschrieben—, mit Vornahme einer derartigen Handlung aber wohl
regelmäßig im Verkehr die Meinung verbunden sein wird, hierdurch,
durch die Ausstellung der Urkunde eine besondere Verpflichtung
auf sich zu nehmen, so wird man eben im Zweifel auch einen An¬
erkennungsvertrag hierin zu finden haben.

4. Ist durch Vertrag die Einhaltung einer bestimmten
Form -') für den Abschluß eines Rechtsgeschäfts vereinbart, kann
damit beabsichtigt sein: jeder der Kontrahenten solle bis zur for¬
mellen Errichtung gar nicht gebunden sein, oder die ohne Ein-

1) Seufferts Archiv Bd. öl Nr. 24 S . 34; Bd. 48 Nr. 23 S -32; Bd. 32
Nr. 234 S . 302.

2) DenkschriftS . 93.
Bergs, über die Auslegung der Formalgeschäfte auch oben Z 17

S . 120 ff.
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Haltung der Form geschehene Vereinbarung solle bereits bindend
sein, und nur jeder Teil zur größeren Sicherheit das Recht haben,
eine Wiederholung in der Form zu verlangen, um ein Beweis¬
mittel dadurch zu erlangen st. Im ersteren Fall kann dann auch
aus dem formlos abgeschlossenen Vertrag nicht auf Eingehung in
der vereinbarten Form geklagt werden, da man sonst den nach der
Vereinbarung ungültigen Vertrag doch für gültig erklären würde.

Für die Auslegung  ist solche Vereinbarung einer Form,
z. B . schriftliche Abfassung, in zweifacher Weise von Bedeutung:
einmal, ob die im konkreten Fall beobachtete Form der verein¬
barten  entspricht, also ob die Form eingehakten  ist , und dann,
welche Wirkung  die Nichteinhaltung der Form haben sollte.

Für die erstere Frage hat man namentlich auf den Zweck ?)
zu sehen, der mit der Formvorschrift verfolgt wird, weiter giebt für
Vereinbarung der Schriftformst  Z 127 BGBs . einen Anhalt,
indem cs im Zweifel darunter die Z 126 BGBs . ausgestellten
Erfordernisse als vereinbart gelten läßt, im Zweifel aber auch tele¬
graphische Uebermittelnng und bei einem Vertrag Briefwechsel ge¬
nügen läßt . Letztcrenfalls besteht aber immer noch das Recht, eine
Beurkundung zu fordern, die den Vorschriften des Z 126 BGBs.
entspricht.

In Bezug auf die Wirkung  der Vereinbarung einer Form
bestimmt Z 125 BGBs ., daß der Mangel der Einhaltung solcher
Form im Zweifel  Nichtigkeit zur Folge habe. Ein wesentlicher
Anhalt gegen  diese Präsumtion liegt dann vor, wenn die Parteien
zunächst mündlich einig geworden find und dann  erst vereinbaren,
daß der Vertrag , z. B . der Mietvertrag , auch schriftlich oder in
einer anderen Form fixiert werde; es „spricht die Wahrscheinlichkeit
dagegen, daß die Parteien die schon eingetretene Verbindlichkeit
ganz oder teilweise aufheben wollten" st. „Im entgegengesetzten
Fall wird es im Zweifel an der Bindungsabsicht fehlen, wenn der
Vertrag nur mündlich geschlossen ist" st, ausgenommen, wenn Drauf-

st Vergl. Regelsberger , Pandekten Bd. 1 S . 500.
st Seufferts Archiv Bd. 50 Nr. 239. S . 390. Vergl. oben Z 17 S - 129

nnter /-).
st Vergl. auch Entsch. RGs . Bd. 14 Nr. 24 S . 97, Bd. 15 Nr. 14 S . 60,

Bd. 20 Nr. 28 S . 126 (Unterstempelung, facsünilierte Namensunterfchrist rc.).
st Seufferts Archiv Bd. 1 Nr. 198 S . 203, Bd. 8 Nr. 350 S . 456,

Bd. 12 Nr. 259 S . 338, Bd. 16 Nr. 102 S . 175.
st Regelsberger , Pandekten Bd. 1 S . 500, 501. Entsch. RGs . Bd. 4

Nr. 58 S . 200.
242
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geld angenommen oder wenn geleistet worden ist. Denn im
letzteren Fall ist eben daraus, daß ans Grund des formlosen Ver¬
trags geleistet worden ist, rückwärts aus dieser Ausführungs¬
handlung darauf zu schließen, daß die Parteien die Leistungs¬
pflicht nicht von Einhaltung der Form abhängig machen wollten.
Man wird, auch wenn die Vereinbarung ausdrücklich sagte, daß
eine Verbindlichkeit erst mit Abschluß des Vertrags in der verein¬
barten Form entstehen solle, in einer solchen Leistung die Ab¬
änderung des ursprünglichen Vertrags zu sehen Habens.

5. Für die Auslegung eines Vergleichs gilt nichts Beson¬
deres; es gelten hierfür die überhaupt für gegenseitige Verträge
geltenden Regeln3).

8 27.
Versprechen der Leistung an einen Dritten.

(Vertrüge zu Gunsten Dritter) 328—335 BGBs.
1. Unter einem Vertrag zu Gunsten Dritter versteht man

einen Vertrag, bei welchema) die Leistung , die der Promittcnt
verspricht, nicht seinein Mitkontrahenten, dem Versprechungsempfünger,
sondern einer andern Person, einem Dritten gemacht werden soll,
und bei welchemd) der Dritte aus diesem zwischen Promittcnt
und Versprechungsempfänger geschlossenen Vertrag ein eigenes
Forderungsrecht auf die vom Promittenten versprochene Leistung
gegen diesen erlangen soll̂ ).

Es soll also ans dem Vertrag zweier Personen für einen
Dritten, dabei nicht Beteiligten, ein Forderungsrecht zur Entstehung
kommen. Dies bezweckt auch zweifellos der Schuldübernahme¬
vertrag , der geschlossen wird zwischen dem Urschuldner und einer
anderen Person, dem Schuldübernehmer, dahin, daß dieser Andere
eine Schuld des Urschuldners übernehmen solle (Z 416 BGBs .);

i) Seufferts Archiv Bd . 45 Nr . 241 S . 398.
°) Hierfür spricht auch, daß nach dein BGB . in verschiedenen Fällen , wv

das Gesetz eine Form vorgeschrieben hat , z. B . ZK 313 , 818 , 766 , die Er¬
füllung den Formmangel heilt . Vergl . auch oben S . 68 , 69.

") Seufferts  Archiv Bd . 33 Nr . 349 S . 473 . Regelsberger,  Pan¬
dekten Bd . 1 Z 177 S . 643 Nr . 4. Bekker,  Pandekten Bd . II Z 110 S . 261 ff.
BGB . § 779.

ch Vergl . Meine  Forderungsüberweisung , Schuldüberweisung und Ver¬
träge zu Gunsten Dritter , Leipzig 1886 , S . 118 . Hierselbst auch bezüglich des
Unterschiedes der durch einen Stellvertreter  vermittelten Entstehung eines
Fordernngsrechts.



denn auch hier soll für eine Person , die bei dem Vertrag nicht be¬

teiligt war , für den Gläubiger des Nrschuldners ein Forderungs¬

recht zur Entstehung kommen , nämlich ein solches gegen den

Schuldübernehmer . An sich fällt also auch nach der Definition

des BGBs . 8 328 : „ Durch Vertrag kann eine Leistung an einen

Dritten mit der Wirkung bedungen werden , daß der Dritte un¬

mittelbar das Recht erwirbt , die Leistung zu fordern " , der

Schnldübernahmevertrag unter die Verträge zu Gunsten Dritter

oder wie das BGB . sie nennt „ Versprechen der Leistung an einen

Dritten " .
Nun ordnet aber das BGB . die Schuldübernahmever¬

träge besonders , stellt sie sogar in einen besonderen Abschnitt

(88 414 — 419 ) ; diese Schuldübernahmeverträge sind also , um zu

dem Begriff zu gelangen , den das BGB . für die Verträge zu

Gunsten Dritter (Versprechen der Leistung an einen Dritten ) auf¬

stellt , auszumerzen , in Abzug zu bringen.
In der Rubrik „ Schuldübernahme " findet sich weiter in 8 419

die Bestimmung , daß , wenn Jemand durch Vertrag das Ver¬

mögen eines Anderen übernimmt , dessen Gläubiger , unbeschadet

der Fortdauer der Haftung des bisherigen Schuldners , von dem

Abschlüsse des Vertrags an ihre zu dieser Zeit bestehenden

Ansprüche auch gegen den Ucbernehmer geltend machen können.

Hier entsteht kraft Gesetzes das Forderungsrecht des Gläubigers

gegen den Uebernehmer ; er erhält — ganz gleich was der Ueber-

tragendc und Ucbernehmer vereinbaren — diese neue , ihm bisher

nicht Anstehende Forderung gegen den Ucbernehmer . Es fragt sich,

wie sich diese Bestimmung verhält zu 8 330 BGBs ., wonach im

Zweifel bei einer Vermögens - oder Gntsübernahme , wenn der

Ucbernehmer hierbei eine Leistung an einen Dritten zur Ab¬

findung versprochen hat , der Dritte auf diese Abfindung ein For¬

derungsrecht gegen den Uebernehmer erlangt . Der 8 330 BGBs.

steht in dem Abschnitt „ Versprechen der Leistung an einen Dritten " ,

das Recht des Dritten soll also entstehen aus einem — zwischen

dem Vermögensübertragenden und Vcrmögensübernehmer abge¬

schlossenen — Vertrag zu Gunsten Dritter.
Weiter bestimmt 8 329 BGBs . : „ Verpflichtet sich in einem

Vertrage der eine Teil zur Befriedigung eines Gläubigers

des andern Teils , ohne die Schuld zu übernehmen , so ist im

Zweifel nicht anznnehmen , daß der Gläubiger unmittelbar das

Recht erwerben soll , die Befriedigung von ihm zu fordern ."
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Wie verhalten sich nun die ZZ 419 h, 330 und 329 BGVs.
zu einander?

In allen 3 Fällen wird vorausgesetzt, daß der Dritte ein
Gläubiger oder wenigstens irgendwie Forderungsberechtigter
ist; denn, wenn im K 330 von „Abfindung"h gesprochen wird, so
muß eben der Abzusiudende in irgend einem Forderungsver-
hültnis , welches abgesimdeu werden soll, stehen.

Beim Thatbestand des Z 419 erhält der Dritte das Recht
kraft Gesetzes, in den Fällen der ZZ 330, 329 in Folge des
Vertrags , der zwischen Promittenten und Versprechensempfänger
abgeschlossen ist; liegt der Thatbestand des Z 330 vor — Ver¬
mögens- oder Gutsüberuahme mit Abfindung —, so prüsumiert
das Gesetz das Entstehen eines Rechts des Dritten, liegt der
Thatbestand des § 329 vor — Befriedigung eines Gläubigers,
ohne daß dabei von „Uebernahme einer Schuld" gesprochen ist —,
so prüsumiert das Gesetz das Nicht -Entstehen eines Rechts fürden Dritten.

Worin liegt nun der Unterschied der §§ 330 und 329 be¬
gründet, welcher den Gesetzgeber zu den verschiedenen Präsumtionen
vermocht hat?

In den Füllen des § 330, wo die Uebergabe eines ganzen
Vermögens vorliegt oder die Uebergabe des Gutes seitens des
Bauern, also in der Regel die Uebergabe von dessen ganzem Ver¬
mögen, liegt der wirtschaftliche Zweck solches Uebergabevertrags
darin, daß schon bei Lebzeiten des Uebergebendenein ähnlicher Zu¬
stand herbeigeführt werden soll, wie er erst nach dessen Tode eiu-
treten würde; es ist eine snocsssio unüciputu. Soll dieser wirt¬
schaftliche Zweck erreicht werden, so müssen diejenigen, denen nach
dem Uebertragungsvertrag Abfindungen von seiten des Uebernehmers
zukommen sollen, hierauf ein Forderungsrecht gegen den Ueber-
nehmer erhalten: sie erhalten nur dadurch dem Uebernehmer gegen¬
über, der den Erben , den Universalsuccessor, darstellt, die Stellung
von Legataren, wie es der Uebernahmevertrag bezweckt.

Völlig anders liegen die Verhältnisse, wenn der Gläubiger
mit seinem Schuldner vereinbart, dieser solle die geschuldete Leistung

tz Ich sehe hierbei von der Eigentümlichkeit des H 419 Abs. 2 ab, wo¬
nach die Haftung des Uebernehmers sich auf den Bestand des übernommenen
Vermögens beschränkt.

Abfindung — Befriedigung erhobener Ansprüche, zumal in Erbschafts¬
sachen. Grimm , Deutsches Wörterbuch.

Abh. z. deutschen Arivatrecht I.
Janz,  Die Auslegung rc.

245 12
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an eine dritte Person machen, auch wenn die Forderung des
Gläubigers vielleicht aus dem Verkauf seines Handelsgeschäfts, aus
dem er bisher seinen ganzen Erwerb bezogen, herrührt; hier will
der Gläubiger nicht, wie bei der succcssio anticipata, sich seines
ganzen Vermögens entüuszern und, wenn er — aus irgend einein
Grunde — seinen Schuldner zu einer Leistung an eine dritte
Person angewiesen hat, so folgt daraus noch gar nicht, daß er da¬
mit die Verfügung über die Forderung dem Dritten zuwendcn
wollte.

2. Es ist wichtig hervorzuheben, daß für die Verträge zu
Gunsten Dritter ganz ähnliche Grundsätze gelten wie für die
(titulierte) römische Delegation h.

Ich kann die Darlehnsforderung, die ich an den X habe,
meinem Freunde, dein ich sie schenken will, dadurch zuwenden, daß
auf meine Anweisung der X meinem Freunde dasjenige ver¬
spricht , was er mir aus dem Darlehn schuldet (aktive Dele¬
gation) ; oder ich vereinbare z. B. bei der Hingabe des Geldes
mit meinem Darlehnsschuldner , daß nicht ich, sondern mein
Freund das Rückforderungsrecht auf die Darlehnssummehaben
solle, dann beruht das Forderungsrechtmeines Freundes gegen
den X auf einem Vertrag zu Gunsten Dritter.

In beiden Fällen liegt eine causa vor zwischen mir und
meinem Freund (causa ciouancki) und eine andere zwischen mir
und meinem Darlehnsschnldner (causa solvcncki— der Darlehns¬
schuldner wird mir gegenüber durch sein auf mein Geheiß ge¬
gebenes Versprechen, meinem Freund verbindlich sein zu wollen,
frei —), dagegen keine causa zwischen meinem Darlehnsschnldner
und meinem Freund, dem „Dritten".

Die Römer nehmen eine passive Delegation, eine Schuld¬
übernahme , auch in dem Fall an, wo der Schuldner einer Frau
an deren zukünftigen Ehemann seine Schuldsumme„als ckos" auf
Anweisung der Frau versprochen hat ?); man sah darin eine Ueber-
nahme der, der Frau dem Mann gegenüber— wenn auch nur
naturalitsr — obliegenden Verbindlichkeit zur Gewährung einer
äos. Aehnlich liegen die Fälle der Gutsübertragungmit Abfindung

tz lieber die Anwendung der Grundsätze der Delegation bei den Ver¬
trägen z. G. Dritter vergl. auch Leonhard , Die Anfechtung der Verträge,
Leipzig 1892.

'tz Vergl . meine Forderungsüberweisung, Schuldüberweisung und Ver¬
träge zu Gunsten Dritter Z 69 S - 150.
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meist der pflichttcilsberechtigtcn Erben des Uebertragenden . Der
Gutsübertragungsvcrtrag stellt gewissermaßen das Testament des
Uebertragenden dar ; wie der Uebertragende nun verpflichtet  ge¬
wesen wäre , im Testament den Pflichtteilsberechtigten Vermögens¬
werte zuzuwenden , so kann diese Verpflichtung  auch übernommen
werden von dem Gutsübernchmer , indem dieser bestimmte Ab¬
findungssummen verspricht . Wie oben im Fall des Versprechens
der clos die Naturalschuld der Frau , die ihrem Inhalt nach noch
unbestimmt ist , einen bestimmten Inhalt dadurch bekommt , daß ihr
Schuldner eine bestimmte Summe dem Ehemann verspricht , ebenso
wird hier durch die Abfindungssumme die , auch ihrem Inhalt nach
noch unbestimmte Schuld des Gutsübertragcnden ausgefüllt durch
die Abfindungssumme . Es liegt auch hier vor eine causa zwischen
Gutsübertragcr und Gutsübernehmer (causa solvsnäi ) und dem
Gntsübertrager und dem Abgefundenen (causa solveuUi ), dagegen
keine  causa zwischen dem Gutsübernchmer und dem Abgcfundenen.

Es folgt weiter aus dieser Aehnlichkcit mit der Delegation,
daß in den Fällen , die der aktiven Delegation  beizuzählen sind,
z . B . die Lebensversicherung zu Gunsten eines Dritten , der Pro-
mittent (die Versicherungsgesellschaft ) alle die Einreden , die er gegen
den Versprechensempfänger (den Versicherten ) hat , auch Vorschüßen
kann gegen den Dritten (§ 334 BGBs .) ; daß der Promitteut da¬
gegen keine Einreden entnehmen darf aus dem Verhältnis des Ver-
sprechensempfüngers (Versicherten ) zum Dritten (zu dessen Gunsten
die Versicherung lautet ).

In den Füllen , die der passiven Delegation ähneln , d. h . bei den
Vermögens - und Gutsüberlassungsvertrügen , würde die Regel , die
für die Schuldübernahme gilt (§ 417 Abs . 2 BGBs .), Platz zu
greifen haben , daß der Gutsübernchmer keine Einrede aus seinein
Verhältnis zum Gutsübertrageuden dem Abfindling gegenüber vor¬
schützen kann , sondern nur eine aus dem Abfindungsversprechen,
z . B . daß der Zahlungstag noch nicht gekommen sei w. Da aber
§ 334 BGBs . — ohne jeden Unterschied , was für ein Vertrag
z. G . D . vorliegt — bestimmt : „ Einwendungen aus dem Ver¬
trage  stehen dem Versprechenden auch gegenüber dem Dritten zu " ,
so hat man also auch bei den eine Vermögens-  oder Gutsüber-
uahme  bezweckenden Vertrügen des Z 330 BGBs . solche Einreden
zuzulasfenh . Da nun gerade dies das Charakteristische der Fülle

0 Im Fall des H 419 , nach welchem, wenn Jemand das Vermögen eines
Andern übernimmt , die Gläubiger des Andern ihre Forderungen gegen den
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der römischen aktiven Delegation ist, daß der Promittent die,
ihn: dem Anwesenden(dem Versprechensempfänger) gegenüber zu¬
stehenden Einwendungenauch dem neuen Gläubiger(dem Dritten)
gegenüber geltend machen kann, so wird man sämtliche Verträge
z. G. D. nach Analogie der Fälle der römischen aktiven Delegation
behandeln müssenh. Da der Gutsübernehmer aber doch die
Stellung des Universalerben den Nbfindlingen gegenüber einnehmen
soll, so wird man ihm nach dem Tode des Uebertragenden in dem
Falle der Erbunwürdigkeit des Abfindlings(§ 2339 Nr. 1 BGBs .)
die Befugnis zusprechen müssen, die Auszahlung der Abfindungs¬
summe zu verweigern<§Z 2345, 2341 BGBs .)2), also ihm eine
Einrede aus dem Verhältnis des Versprechensempfängerszum
Dritten gewähren müssen.

3. Das BGB. erklärt nun bezüglich der Verträgez. G. D.
im § 328 Abs. 2, daß in Ermangelung einer besonderen Be¬
stimmung aus den Umständen, insbesondere aus dem Zwecke
des Vertrags zu entnehmen sei:

a) ob der Dritte das Recht erwerben solle;
d) ob das Recht des Dritten sofort oder nur unter ge¬

wissen Voraussetzungen entstehen solle;
c) ob den Vertragsschließenden die Befugnis Vorbehalten sein

solle, das Recht des Dritten ohne dessen Zustimmung aufzuheben
oder zu verändern. Das Gesetzbuch überläßt also die Frage
nach der Entstehung, der Modalität , des Untergangs und
der Veränderung des Rechts des Dritten — also eigentlich
Alles — der Auslegung )̂.

Vermögensübernehmer geltend machen können, gilt diese Regel nicht, da § 419
unter der Rubrik „Schuldübernahme " steht, und gemäß Z 417 Abs. 2 solche
Einwendungen seitens des Vermögensübernehmers nicht zulässig sind.

*) Vergl . meine Forderungsüberweisung ZZ 17 sf., insbes . Z 53 S . 119:
Die Verhältnisse , die bei dem Vertrag z. G . Dritter zwischen Promissar und
Prvmittenten  bestehen , sind ganz die gleichen wie bei der Delegation zwischen
Deleganten und Delegaten;  nur daß bei dem Vertrag z. G- Dritter der
Dritte das Fvrderungsrecht , welches er erhalten soll, lediglich aus dem Vertrag
zwischen Promissar und Promittenten  erwirbt — die Obligation zwischen
Prvmittenten und dem Dritten entsteht guasi ex contractu— , während bei
der Delegation der Delegatar das F-ordernngsrecht durch ein besonderes Ver¬
sprechen  des Delegaten erhält — die Obligation entsteht ex contractu.

ch Vergl . auch Entw . I Z 1875 — jetzt weggefallen — : Die Unwirksam¬
keit eines Vermächtnisses kommt deni Beschwerten zu statten , unbeschadet der
Vorschriften über Ersatzberufung und Anwachsung.

b) Ebenso L- Seussert  in Belkers und Fischers Beitrügen zur Erläuter¬
ung und Beurteilung des Entwurfs eines bürgerl . Gesetzbuchs für das deutsche
Reich, S . 69.
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Eine gesetzliche Auslegungsrcgel , die nur im Zweifel zur
Anwendung kommen soll, d. h. wenn der Richter unter Berück¬
sichtigung aller einschlagendeu Verhältnisse zu keinem sichern Resultat
kommt, enthält § 330 BGBs ., in welchem die Frage unter a für
den Lebensversicherungsvertrag , Leibrentcnvertrag , ckormtio snd
inocko und Vermögens - und Gutsüberlassungsverträge besaht so¬
wie H 329 BGBs . , wo diese Frage für die daselbst genannten
Verträge verneint wird ; weiter Z 331 Abs. 1, in welchem die
Frage , wann das Recht des Dritten zur Entstehung kommt, für
die Fülle entschieden wird , wo die Leistung an den Dritten erst er¬
folgen soll nach dem Tode des Versprechenseinpfüngers . Endlich
soll nach H 331 Abs. 2 das Widerrufs - oder Abünderungsrccht (c),
dann im Fall des Z 331 Abs. 1 verloren gehen, wenn der Ver¬
sprechensempfänger vor der Geburt des Dritten stirbt und sich
diese Rechte nicht Vorbehalten hatte.

4 . Bei der Frage , ob der Dritte überhaupt ein For¬
derungsrecht erwirbt oder nicht , ist zunächst wieder hcrvor-
zuheben , daß auch hier ein innerer , nicht erklärter Wille , eine
innere — nicht faßbare — Absicht wie überhaupt bei der Aus¬
legung nicht in Betracht kommt si. In Betracht kommen für die
Auslegung : die Vertragsworte , aber stets im Zusammenhalt mit
den konkreten Verhältnissen und dem Zweck , der durch die Zu¬
wendung des Forderungsrechts an den Dritten verfolgt wird.

a ) Gebe ich dem X ein Darlehn von 1000 Mk . und ver¬
einbare mit ihm, daß ein Dritter „ Gläubiger ", „ Forderungs¬
berechtigter " sein solle , so geht hier schon aus den Worten
allein klar hervor , daß für den Dritten das Forderungsrecht zur
Entstehung kommen soll. Denn jeder Laie weiß, daß diese Worte
eben die Bedeutung haben , der Dritte solle ein Recht bekommen.

Zweifelhaft wird es — und so liegen die Fülle regelmäßig
im Leben — , wenn ich vereinbart habe, mein Schuldner solle die
Darlehnssumme „zahlen ", „leisten " an den Dritten . Hier hat man

' ) So sagt L.  Seuffert  a . a . O . : Die Bestimmungen des BGBs . über
die Verträge z. G - D . lassen sich in dem Satz zusammenfassen : „Wird in einem
Vertrage eine Leistung an einen Dritten versprochen , so treten diejenigen Wirk¬
ungen ein , welche von den Vertragsschließenden gewollt sind ." Das wäre nun
theoretisch gar nicht so übel . Aber der Praktiker kann mit solchen Gesetzes¬
bestimmungen absolut nichts anfangen Und wenn er Herz und Nieren der
Vertragsschließenden prüfen könnte , er brächte doch nichts heraus , aus dem sehr-
einfachen Grunde , weil die Vertragsschließenden einen solchen Willen gar nicht
gehabt haben.

2tg
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sich bei der Auslegung zu vergegenwärtigen, zunächst daß, wenn
der Dritte das Entstehen eines Forderungsrechts für sich be¬
hauptet, er dies nur auf den zwischen mir und meinem Schuld¬
ner abgeschlossenen Vertrag stützen kann, daß er zu seinen
Gunsten diesen Vertrag dahin ausgelegt wissen will, ich (der Ver¬
sprechensempfänger) habe die Disposition über ein mir zustehcndes
Forderungsrechtaufgegeben; denn liegt ein Vertragz. G. D.
vor, so habe ich mein Forderungsrecht verloren )̂, während, wenn
der Vertrag nicht als solcher, sondern als einfache Anweisung zum
Zahlen aufgefaßt wird, die Forderung zu meinem Vermögen ge¬
hört, meiner Disposition unterliegt.

Gilt nun im Allgemeinen die Regel, daß es gegen Treu und
Glauben verstößt, bei zweifelhaftem Wortlaute zu seinen Gunsten Vor¬
teile herausschlagen zu wollen— vergl. § 18 S . 139 —, wird gegen
solchen Versuch ausgelcgt, so muß man also in solchen Fällen das
Vorliegen eines Vertragsz. G. Dritter verneinen. Das BGB.

p Z 335 BGBs . bestimmt : „ Der Versprechensempfänger kann,
sofern nicht ein anderer Wille der Vertragsschließenden anzunehmen ist, die
Leistung an den Dritten auch dann fordern , wenn diesem das Recht
auf die Leistung zusteht . " Dieses Recht des Versprechensempfängers wird
man aber in der Regel nicht als „gewollt" annehmen können. Denn der
Promittent wird wohl nie beiden , dem Versprechensempfänger und dem
Dritten verpflichtet sein wollen. Wenn in dem Beispiel im Text ich mit
meinem Darlehnsschuldner ausgemacht habe, daß ein Dritter rückforderungs¬
berechtigt auf das Darlehn , Darlchns gläubig er , sein soll, so habe ich über¬
haupt kein Forderungsrecht mehr gegen meinen Schuldner , sondern nur der
Dritte . Wenn er dem Schuldner die Schuld erläßt , wenn er sein Forderungs¬
recht cedirt, so kann ich doch wahrhaftig nicht gegen den Schuldner klagen, daß
er an den Dritten leiste! Mir fehlt doch auch jedes rechtliche Interesse daran,
und mein Schuldner ist ja von mir durch sein Versprechen, an den Dritten
leisten zu wollen , befreit ! Vergl . auch meine Forderungsüberweisuug re.
S . 131 Note 4 und Wach , Handbuch Bd . 1 S . 618 Note 3. Dieselbe Bestimm¬
ung , wie das BGB . hat auch 8 853 des BGBs . f. d. Königr . Sachsen.

Allerdings statuiert 8 525 BGBs . für die ckoimtio sud mocko ein Klag¬
recht des Schenkenden auf Ausführung des mockus; man wird dieses Klagrecht
wohl aber nur dann als bestehend annehmen , wenn nicht ein Dritter , dem die
Auflage zu Gute kommen soll, vorhanden ist, d. h. ein Vertrag z. G . Dritter
vorliegt (8 330 BGBs .) ; also wenn z. B . der mockns darin besteht, daß der
Beschenkte nieinen Namen annehmen soll. Soll dagegen einein Dritten mit der
Auflage eine Wohlthat zukommcn, z. B . der Beschenkte soll ihn alimentieren,
im geschenktenHause wohnen lassen re., so hat der Schenker doch gewiß kein
Klagrecht gegen den Beschenkten darauf , daß dieser die Verpflichtung , die er dem
Dritten gegenüber hat , erfüllt ; das ist doch Sache des Berechtigten , des Dritten!
Anders kann es mit einem Rückforderungsrecht stehen, wenn der Dritte die
Leistung zurückweist (8 333 BGBs .).
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steht auf demselben Standpunkt , wenn es nach § 329 im Zweifel
auch dann keinen Vertrag z. G . Dritter annimmt , wenn der
Promittent dem Versprccheusempfänger versprochen hat , einen
Gläubiger des Versprechensempfängers zu befriedigen . Nur
wenn der Promittent versprochen hatte , „ die Schuld " des Ver-
sprechensempfüngers „ zu übernehmen " , entsteht ein Recht des
Gläubigers des Versprechensempfüngers , aber nur nach den Regeln
der Schuldübcrnahme (H 415 BGBs . ff .) ; aus dem Versprechen,
die „ Schuld " eines Anderen zu „übernehmen " , kann man um des¬
willen auf den Willen , ein Recht des Dritten entstehen zu lassen
schließen , weil das Wort „ Schuldübernahme " gerade ausdrückt,
daß der versprechende Schuldner des Dritten , also der Dritte
sein Gläubiger werden solle )̂.

Als Regel hat also zu gelten , daß nur dann für den
Dritten ein Forderungsrecht aus dem Vertrag zwischen Pro¬
mittent und Versprechensempfänger zur Entstehung kommt,
wenn in diesem Vertrag ausdrücklich ausgemacht ist, daß der
Dritte „ Gläubiger ", „ Forderungsberechtigter " sein solle,
oder daß andere ebenso zweifellose Ausdrücke gebraucht sind.

In allen anderen Fällen , also wenn z. B . im Vertrag ver¬
einbart ist , der Promittent solle an den Dritten „zahlen ", „leisten ",
„an den Dritten (den Gläubiger des Versprechensempfängers)
zahlen , um ihn zu befriedigen " re., hat man keinen Vertrag z. G.
Dritter zu erblicken, also die Entstehung eines Forderungsrechts
für den Dritten nicht anzunehmen.

d ) Eine Ausnahme bilden die in Z 330 BGBs . aufge-
führten Fälle : der Lebensversicherungs - und Leibrentenvertrag , die
donatio snd inodo , wenn der inodns in der Leistung an einen
Dritten besteht , und der Vermögens - oder Gutsübernahmevertrag,
wenn hierbei vom Uebernehmer Leistungen zur „ Abfindung " be¬
stimmter Personen versprochen worden sind . Auch wenn hier im
Vertrag ausgemacht worden ist , es solle an den Dritten „ gezahlt " ,
„geleistet " werden , ist im Zweifel ein Vertrag z. G . Dritter , d . h.
die Entstehung eines Forderungsrechts für den Dritten anzunehmen.
Indem das Gesetzbuch diese , bereits in der Praxis als Vertrüge
z. G . Dritter anerkannten Fälle heraushebt , giebt es zugleich einen
Anhalt , wann sonst noch ein Vertrag bei dem nur „ zahlen " ,

0 Bergt , meine Forderungsüberweisung S - 125, 126ff.
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„leisten " an den Dritten versprochen ist , als Vertrag z. G . Dritter
anfzufassen ist ; wo ähnliche wirtschaftliche Interessen verfolgt
werden , wird man auch dem Dritten ein Forderungsrecht zusprechen
müssen.

Bei dem Lebensversicherungs - sowie bei dem Leibrentenvertrag
z. G . Dritter bezweckt der Zuwendende regelmäßig durch die Zu¬
wendung die Zukunft der nächsten Angehörigen , und zwar auch
nach seinem Tode , wenn er selbst nicht mehr für sie sorgen kann,
sicherzustellen ; nur die Art der Sicherstellung ist verschieden : bei
der Lebensversicherung erfolgt sie durch Auszahlung einer größeren
Summe , bei dem Leibrentenvertrag durch regelmäßige Zahlung
kleinerer Beitrüge während der Lebensdauer des Dritten , der Dritte
soll dadurch eine lebenslängliche Versorgung erhalten ^ . Bei
der Lebensversicherung besteht noch das Eigentümliche , daß der Ver¬
tragsschließende selbst ja das Forderungsrecht auf die Versicherungs¬
summe nie ausüben kann , da diese Forderung stets erst nach
seinem Tode füllig wird.

Ganz ähnlich wie bei dem Leibrentenvertrag liegen nun die
Fälle des Vitalitienvertrags , des Auszugs )̂ ; auch hier hat
man daher einen Vertrag z. G . Dritter anzunehmen , umsomehr
wenn vielleicht solche Vertrüge bei Gutsabtretungen geschlossen
werden , wo dann noch die Aehnlichkeit mit der suoossoio anti-
eipatn hervortritt , bei welcher auch im Zweifel Verträge z. G.
Dritter für die Abfindlinge hervorgehen sollen (§ 330 a . E .).

Ebenso hat man die Fälle hierher zu rechnen , wenn Jemand
einen Anderen auf seine Kosten gegen Unfälle versichert , z. B.
ein Gewerbetreibender seine Arbeiters . Denn auch hier ist der
Zweck des betreffenden Versicherungsvertrags Versorgung des
Dritten oder seiner Hinterbliebenen ; wollte man in solchem Fall
annehmen , daß der Versicherungsnehmer nach dem Vertrag die
Versicherungssumme für sich selbst einziehen und behalten dürfe,
so würde ein solcher Vertrag als den guten Sitten widerstreitend
ungültig seinsi , indem die Unfälle der dritten Personei : zu einer
Quelle des Gewinnes für den Versicherungsnehmer gemacht

0 Gerber - Cosack , System des deutschen Privatrechts Z 217 S . 371
Vergl . Art . 96 des Einführungsgesetzes zum BGB-

-) Entsch. RGs . Bd . 1 Nr . 136 S -378 . Entsch. ROHGs . Bd . 23 Nr . 55
S . 160.

4) Entsch. RGs . Bd . 9 Nr . 90 S . 314.
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Würden. Auch die bereits dem römischen Recht bekannte äormiio
snb inocko, bei welcher der mockns in einer Leistung an den
Dritten besteht, wird vielfach den Charakter der Versorgung des
Dritten annehmen st; man hat aber auch in anderen Fällen, falls
nicht etwas Besonderes ausgemacht ist, nach § 330 das Entstehen
des Fordernngsrechts anzunehmen st.

Die Fülle der sog. snccossio uriricipsln werden Wohl durch
die im BGB . aNfgcsührten Vermögens- und Gutsübernahmever¬
träge erschöpft sein. — Vergl. über deren Charakter obenS . 177 st.

So oder ähnlich— wie eben ansgeführt — müssen also die
Verhältnisse liegen, um einen Vertrag z. G. Dritter anzunehmcn,
falls nicht ganz ausdrücklich im Vertrag vereinbart war, daß der
Dritte „Gläubiger ", „Forderungsbercchtigter " sein, daß
ihm der Anspruch gegen den Promittenten zustehen sollest st.

<st Wenn § 328 BGBs . bestimmt: „Durch Vertrag kann eine
Leistung an einen Dritten mit der Wirkung bedungen werden, daß
der Dritte unmittelbar das Recht erwirbt, die Leistung zu for¬
dern", so wird mit diesem unmittelbaren Erwerb des Forderungs¬
rechts nur zum Ausdruck gebracht, daß eS hierzu seitens des
Dritten nicht einer Annahme , nicht einer Beitritts - Erklärung,
nicht einmal einer Kenntnis vom Erwerb bedarf; nicht heißt das,
daß das Verschaffen eines Forderungsrechtsdurch Vertrag z. G.
Dritter stets nur bei Abschluß des Vertrags zwischen Promittenten
und Versprechensempfüngererfolgen könne.

Wenn ich heute dem X ein Darlehn gegeben habe, so kann
ich selbstverständlich auch ganz gültig erst einen Monat nach Ab¬
schluß des Darlehnsvertrags mit meinem Darlehnsschuldner verein¬

st I. 8 L. äs rer. perinut. 4, 64; 1. 3 L. äs äooat. 8, 54.
st Seufferts Archiv Bd . 50 Nr . 162 S . 270.
st Bergt , hierüber auch das vorzügliche Erkenntnis des V . Civ.-Seu.

Entsch. RGs . Bd . 29 Nr . 44 S - 173 : Abfindung ausgemacht für den zu¬
künftigen Ehegatten der Witwe.

st Seufferts Archiv Bd . 46 Nr . 251 S . 392 OLG - Dresden : Anspruch
auf die versprochene Konventionalstrafe solle dem jedesmaligen Geschäftsführer
eines Vereins für seine Person zustehen.

st Seufferts  Archiv Bd . 50 Nr . 243 S . 395 . Vertrag z. G . D . an¬
genommen in dem Fall , wo der Eigentümer eines Guts dem Abkäufer die
Verpflichtung auserlegt hatte , den Pachtvertrag mit dem Dritten auszühalten.
Vergl . Seufferts  Archiv Bd . 39 Nr . 31 S . 51 , Bd . 27 Nr . 17 S - 20 , Bd . 21
Nr . 41 (unrichtig entschieden) ; Entsch. ROHGs . Bd . 10 Nr . 15 S . 88 . Meine
Forderungsüberweisung S . 124.
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baren , daß ein bestimmter Dritter rückforderungsberechtigt ans
die Darlehnssumme sein solle.

5 . Die Frage , wann das Fordernngsrecht dem Dritten er¬
worben wird , hängt aufs engste mit der Frage zusammen , ob den
Vertragsschließenden die Befugnis Vorbehalten sein soll, das Recht
des Dritten ohne dessen Zustimmung aufzuheben oder zu ändern.

Für diese beiden Fragen kommt in Betracht:
einmal , ob die dem Dritten zugewandtc Forderung

eine unbedingte oder bedingte Forderung ist;
sodann , ob die Zuweisung der Forderung seitens des

Versprechensempfüngers an den Dritten unbedingt oder unter
einer Bedingung geschah;

endlich ist hierfür wichtig die causa , zwischen Ver¬
sprechensempfänger und dem Dritten , welche der Zu¬
wendung der Forderung an den Dritten zu Grunde liegt h.

a ) Wenn eine unbedingte oder nur betagte Forderung
unbedingt dem Dritten zugewendet ist, so entsteht die Forderung
des Dritten gegen den Promittenten mit dem Abschluß des Ver¬
trags zwischen Promittcnten und Versprechensempfänger . Ob die
Forderung dem Dritten wieder entzogen werden kann , hängt
von der zwischen Versprechensempfänger und dem Dritten
vorliegenden causa ab )̂.

a) Habe ich mit dem X ., dem ich 1000 Mk . als Darlehn ge¬
geben habe , vereinbart , daß ein Dritter „ Gläubiger " der Darlehns¬
forderung werden solle, so steht dem Dritten sofort die Darlehns¬
forderung zu, sie ist ihm mit der Vereinbarung erworben.

/?) Damit steht aber noch nicht fest, daß ich ihm die Zuwendung
nicht wieder entziehen kann. Will ich dem Dritten mit der Zu¬
wendung schenken , so kann ich bei Undank des Dritten sie wider¬
rufen (Z 530 BGBs .), ebenso beim Vorliegen des 8 527 BGBs.
gegebenen Thatbestandes nach der hiernach zu berechnenden Höhe.
Auch bei zwischen mir und dem Dritten vorliegendem Mandats-
Verhältnis kann ich ihm jeder Zeit (Z 671 BGBs .) das For¬
dernngsrecht entziehen . Sollte der Dritte die auf Grund des

0 Bergt , meine Forderungsüberweisung K 160 S . 132.
") Bergt , meine Forderungsüberweisung S - 133 ff.
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Forderungsrcchts von ihm einzuziehende Summe als Darlehn er¬
halten , so kann ich ebenfalls dem Dritten , wenn in seinen Vcr-
mögensverhältnissen eine wesentliche Verschlechterung eintritt , durch
die der Anspruch auf Rückerstattung gefährdet wird , das Forderungs¬
recht wieder entziehen (Z 610 BGBs .). Ferner kann ich auch
wegen Betrugs , Irrtums w., wenn solche Mängel dem Verhältnis
zwischen mir und dem Dritten anhaften , die Forderung ihm wieder
entziehen.

Weiter auch dann , wenn die causa wieder weggefallen ist,
z. B . wenn die Forderung zur Sicherheit des Dritten , der mir ein
Darlehn versprochen hat , dienen sollte, und er mir das Darlehn
nicht gicbt.

Endlich kann die Forderungsüberweisung auch solange vom
Vcrsprechensempfänger widerrufen werden , als zwischen ihm und
dem Dritten noch gar keine causa auf Ueberlassung gerade dieser
Forderung existiert , z. B . ich habe eine Lebensversicherungspolice ans
den Namen eines Dritten stellen lassen , ohne diesem gegenüber
mich zur Ueberlassung (z. B . schenkungsweise , als ckatio iu solutuin w.)
verpflichtet zu habenft . Mit dem Tod des Versprechensempfän¬
gers wird man aber dieses Widerrufsrecht , falls es nicht besonders
Vorbehalten ist , als erloschen zu betrachten haben (arZ -. § 331
Abs . 2 BGBs .). Denn hat der Vcrsprechensempfänger ohne be¬
sondere , ihn verpflichtende causa dem Dritten das Recht zugewendet
und hat er diesen Zustand bis zu seinem Tode bestehen lassen , so
wird man unentgeltliche , schenkungsweise Zuwendung anzunehmen
haben , bei solcher erlöscht aber das Widerrufsrccht mit dem Tod
des Zuwendenden (§ 530 BGBs .).

/ ) Verfällt der Versprechenscmpfünger in Konkurs , so gehört
nach dem Ausgeführten die Forderung nicht zu seinem Vermögen,
sondern zu dem des Dritten . Der Konkursverwalter kann die
Fordcrungsüberweisung aber wieder rückgängig machen einmal in
den Fällen , wo es auch der Cridar könnte (Anfechtung wegen
Betrugs , Wegfall der causa , Mandat als causa re.), und sodann
auf Grund der für den Konkurs geltenden Anfechtungsgrundsätze,

0 Bergt , meine F-orderungsüberweisung S . 139 , 140 . Seufferts
Archiv Bd . 48 Nr . 284 S . 452 RG . mit Nachweisungen ; insbes . Bd . 47 Nr . 225S . 334 und dvrt Citierte.
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falls der entsprechende Thatbestand zwischen Bersprechensempfänger
und dem Dritten vorliegtP

d) Wird eine unbedingte Forderung dem Dritten bedingt
zngewendet, so entsteht ein Forderungsrecht des Dritten gegen
den Promittenten erst mit Eintritt der Bedingung . Wenn ich
mit meinem Darlehnsschuldner X . vereinbare, „Gläubiger des X.
solle der Dritte sein, wenn dieser mir sein Haus verkaufe", so wird
dadurch am Inhalt der Darlehnsfordernng nichts geändert, sie
wird nicht zur bedingten, sondern es soll nur ein Gläubigerwechsel
mit dem Eintritt der Bedingung cintreten. Bis dahin ist also
lediglich der Bersprechensempfänger— im Beispiel der Darlehns-
gcber — der Gläubiger des Darlehnsschuldners, an ihn wird gültig
gezahlt, er kann die Forderung gültig cedieren, verpfänden; der
Dritte erhält ein Forderungsrecht erst mit Eintritt der Bedingung
und nur insoweit, als die Schuld dann noch besteht. Bis zum
Eintritt der Bedingung hat er also nur eine Aussicht , Forderungs-
berechtigtcr zu werden, die er aber, da sie einen Vermögenswert
reprüscntirt, auf seine Erben übertrügt ?).

c) Auch wenn eine bedingte Forderung unbedingt dem
Dritten zugewiesen wird, erlangt er zunächst kein Forderungs¬
recht gegen den Promittcnten , sondern nur eine solche unter d
erwähnte Aussicht . Ein Forderungsrecht erlangt er erst,
wenn die Bedingung eintritt . Wenn ich einer Zuckerfabrik
Rüben zu liefern verspreche, und es wird vereinbart, daß „Gläu¬
biger" für die Kaufpreise ein Dritter sein soll̂ ), so entsteht für
den Drittel : erst das Forderungsrecht mit dem Moment , wo eine
Leistung meinerseits an die Fabrik gemacht ist; denn damit, ist die
Bedingung, an welche die Leistung der Fabrik (Gewährung von
Kaufpreis) geknüpft war, cingetreten. Bis dahin bin ich (Ver-
sprcchenscmpfünger) also allein Gläubiger, ich kann jederzeit Auf¬
lösung des mit der Fabrik abgeschlossenen Liefernngsgeschäfts ver-

Selbstverständlich können auch Gläubiger des Versprechenscmpfängcrs
außerhalb des Konkurses die Zuwendung einer Forderung an den Dritten
mittelst Vertrags z. G. Dritter auf Grund des Anfechtungsgesetzes vom
21. Juli 1879 anfechten. Es liegt nicht anders, als wenn die Cefsion einer
Forderung angefochten wird z. B . Entsch. RGs . Bd . 10 Nr. 22 S . 86 ff.

2) Bergl . hierzu meine Forderungsiiberweifung Z 32 S . 75 ff. und Z 60
S - 133 1b . Entsch. RGs . Bd . 2 Nr. 74 S . 272 . Seufferts  Archiv Bd . 48
Nr. 128 S - 206 RG.

°) Entsch. RGS . Bd . 11 Nr. 26 S - 138.
256



einbaren nnd damit das Entstehen von Fordcrungsrechten des
Dritten verhindern. Denn der Promittent hat eben dem Dritten
nur versprochen: Das , was er dem Vcrsprechenscmpfanger
schulden werde'), zu leisten; nicht hat er ihm versprochen, die
Lieferungen anznnehmen oder etwas Derartiges; ebenso hat der
Versprechensempfänger dem Dritten nur das zuwenden wollen, was
ihm der Promittent schulden werde, nicht ihm gegenüber sich ge¬
bunden bezüglich der Rübenliefernngenst.

Dasselbe Verhältnis liegt beim Lebensversicherungsver¬
trag zu Gunsten Dritter vor; auch hier wird eine — durch
Prämienzahlung— bedingte Forderung dem Dritten zugewendet.
Mit der Eintragung des Namens des Dritten in die Polices oder
Uebertragung der auf den Inhaber gestellten Police erwirbt der
Dritte die Änssicht (vergl. oben snb d). Mit dem Tod des
Versicherten wird er forderungsberechtigtst , bis dahin kann—
da der Versicherungsnehmer bis dahin der alleinige Gläubiger ist
— dieser ihm die„Aussicht" durch Vereinbarung mit der Versicherungs¬
gesellschaft entziehen, z. B. indem er Auflösung des Vertrags unter
Rückzahlung der Prämien vereinbart; er allein kann eine Fest¬
stellungsklage gegen die Versicherungsgesellschaft anstellen st.

Mit dem Tod des Versicherungsnehmers verwandelt sich die
„Aussicht" des Dritten in ein Forderungsrecht, mit diesem Moment
scheidet das Fordernngsrecht aus dem Vermögen des Versicherungs¬
nehmers aus und geht in das des Dritten über. Da der Nachlaß
das Vermögen des Erblassers nach seinem Tode begreift, so gehört
dieses Fordernngsrecht, weil es mit dem Tode des Erblassers ent-

st Es liegt wie bei der aktiven titulierten Delegation.
st Vergl. meine Forderungsüberweisung S . 133 und Z 33 S . 81.
2) Entsch. RGS . in Wengler , Archiv f. civil. Entjch. 1885 S . 522,

ident, mit Bolze , Praxis , Bd. 1 Nr. 1131 S . 252.
st Nach § 331 BGBs . Unrichtig die Bemerkung unter 1 zu diesem Z

in der Handausgabe des BGBs . von Fischer , daß, falls der Dritte vor dem
Versprechensempfängersterbe, im Zweifel die Erben des Dritten nicht an seine
Stelle träten, weil noch kein Rechtserwerb, auch kein bedingter, vvrläge. Hat
der Versicherungsnehmer seine Police gegen ein Darlehn verpfändet, so geht
doch gewiß den Erben des Darlehnsgebers ihr Pfandrecht nicht durch den Tod
ihres Erblassers unter.

st Verfällt der Versicherungsnehmer in Konkurs, so kann der Konkurs¬
verwalter alle diese Rechte ausüben. Seufferts Archiv Bd . 47 Nr. 225
S . 333 RG.
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steht, nicht zum Nachlaß'), also — wenn z. B. Konkurs zum
Nachlaß eröffnet ist — nicht in die Konkursmasses) 4).

ä) Auch in den Fällen d und c kommt es selbstverständlich
für die Frage, ob das Forderungsrecht dem Dritten wieder
entzogen werden kann, wie bei a auch auf das Rechtsverhältnis
zwischen Versprechensempfänger und dem Dritten an: ob
Schenkung, Mandat, Verpfändung rc. vorliegt. Wenn daherZ 331
Abs. 2 BGB. bestimmt, daß bei Leistungen, die an den Dritten
nach dem Tode des Bersprcchensempfüngers erfolgen sollen, das

i) Bergt , meine Fordernngsüberweisung S . 135 , 136 und dort citierte
Autoren und Erkenntnisse.

-) Entsch. RGs . Bd . 1 Nr . 68 S - 188 , Nr . 135 S - 378 ; Bd . 4 Nr . 46
S . 157 ; Bd . 11 Nr . 33 S . 173 (franz . Recht — mt . 1121 coäs civ. — ; hier
nur für das Gebiet des franz . Rechts und für eine besondere Art der Pvlicen-
stellung auf die „gesetzlichen bez. rechtmäßigen Erben " verneint ) ; Bd . 14 Nr . 6
S . 21 (hier richtig beziigl. der ev. Anfechtung einer zu Gunsten der Ehefrau
ausgestellten Versicherung auf ZZ 24-, 25- L .O. verwiesen) ; Bd . 16 Nr . 25
S . 126 ; Bd . 24 Nr . 68 S . 337 (franz . Recht) ; Bd . 29 Nr . 79 S . 322 (franz.
Recht) Seufferts  Archiv Bd . 48 Nr . 284 S . 452 , Bd . 46 Nr . 48 S . 78.

Ist über den Versicherungsanspruch nicht zu Gunsten einer dritten
Person  verfügt , so gehört der Anspruch auf die Versicherungssumme , wie ein
anderer bedingter Anspruch des Versicherungsnehmers natürlich zu seinem Nach¬
laßvermögen,  also wenn zum Nachlaß Konkurs eröffnet wird, zur Konkurs¬
masse. Entsch. RGs . Bd . 16 Nr . 25 S . 129 und dort citierte Entscheidungen.

st Der Zeitpunkt der Zuwendung der Forderung , der bei der Anfech¬
tung  der Zuwendung in Betracht kommt, ist nicht der Tod des Versicherungs¬
nehmers , sondern der Tag , wo dem Dritten z. B . durch Ilebergabe der Jn-
haberpolice das als „Aussicht" bezeichnet« Recht zugewendet wurde . Denn zu
dieser Zeit wurde dem Dritten die — wenn auch noch von verschiedenen Be¬
dingungen abhängige — Vcrmögensvermehrung zu Teil . Der Uebergang des
Gläubigerrechts gegen die Versicherungsgesellschaft auf den Dritten beim Tode
des Cridars erfolgt von selbst,  lediglich infolge Eintritts der Bedingung.

Es können auch nicht die Prämienzahlungen  angefvchten werden auf
Grund von 25^ KO ., denn diese enthalten keine unentgeltliche  Zuwendung,
sie sind ja die Gegenleistung  an die Versicherungsgesellschaft. Unrichtig RGs.
Entsch. Bd . 29 Nr . 79 S . 322 , daß die Zuwendung der Versichenmgssummenicht aus
dem Vermögen des Versprechensempfängers stamme ; die Versicherungsgesell¬
schaft schenkt doch nicht  meiner Ehefrau , zu deren Gunsten ich mein Leben
versichert habe. Dieselbe unrichtige Anschauung findet sich vertreten in Seuf¬
ferts  Archiv Bd . 24 Nr . 155 (Stuttgart ). Der citierten Entscheidung des
RGs . liegt stanz . Recht (mt . 1121coäs civil) zu Grunde . Richtig Bolze,
Praxis Bd . 1 Nr . 1131 S . 252 . Vergl . auch meine  F -orderungsüberweisuug
S . 136 , 137 , 138.

st lieber die Auslegung , wenn die Police gestellt ist, „auf die Kinder"
„die Erben " vergl . ebenda S - 139 , 140, besonders Note 8.
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Versprechen an den Dritten zu leisten, nur daun noch aufgehoben
oder verändert werden kann — falls nämlich der Versprechens-
empfänger vor der Geburt des Dritten gestorben ist —, wenn die
Befugnis dazu Vorbehalten worden ist, so muß man unter solche
Vorbehalte auch die Fälle rechnen, wo eben die Rücknahmc-
befugnis der Zuwendung in dem konkreten Rechtsverhältnis
liegt, welches zwischen dem Versprechensempfänger und den: Dritten
besteht. Bei dem Fall, den der Z 331 Abs. 2 BGBs . wohl
im Auge hat, daß der Vater zu Gunsten seiner „Kinder" sein
Leben versichert hatte und nach seinein Tode ihm noch ein Kind
geboren wird, wird die Bestimmung allerdings das Richtige treffen;
denn dann ist das der Zuwendung unterliegende Rechtsverhältnis
regelmäßig Schenkung, und bei solcher erlischt eben regelmäßig
das Widerrufungsrecht mit dem Tode des Schenkers(Z530 BGBs.).

e) Das Resultat für die Fälle, wo eine bedingte Forder¬
ung (hierzu gehören auch diejenigen, wo die Leistung des Pro¬
mittenten von einer Gegenleistung seines Mitkontrahenten abhüngt
— Prämienzahlung bei der Lebensversicherung, Uebergabe des
Guts bei der Abfindung?c. —) überwiesen ist, ist demnach: solange
die Bedingung schwebt, ist die Forderung noch im Vermögen des
Versprechensempfüngers und kann durch Vereinbarung zwischen
diesem und dem Pro mittenten dem Dritten wieder entzogen
werden. Nach Eintritt der Bedingung nur noch auf Grund der
zwischen dem Versprechensempfäuger und dem Dritten vor¬
liegenden causa.

6. Der Satz des gemeinen Rechts: nasciturus pro jaur
irato lradstur , cguoticus cls coruruoclis ejus puasritur , gilt auch
für die Verträge zu Gunsten Dritter. Es ist auch kein Grund
ersichtlich, warum Jemand durch solchen Vertrag, wie er sonst eine
Zuwendung von einer Bedingung abhängig machen kannh, sie soll
nicht davon abhängig machen können, daß eine bestimmte Person ge¬
boren  werde, so z. B. dadurch, daß er den Lebensversicherungs¬
vertrag auf „seine Kinder" stellen läßt oder auf seine „gesetzlichen
Erben". Das BGB. erkennt dies auch im K 331 Abs. 2 an,

0 Seufferts Archiv Bd . 46 Nr . 251 S . 392 : Anspruch auf Konventional¬
strafe soll dem jedesmaligen Geschäftsführer eines Vereins zustehen. Entsch.
RGs . Bd . 29 Nr . 44 S . 173 : Ausgedinge für den zukünftigen Ehemann
ausgemacht . Vergl . Heck , Lebensversicherung z. G. Dritter , Archiv für bürger¬
liches Recht Bd . 4 S . 74.
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indem es hier bezüglich der Aufhebung oder Abänderung des Ver¬
trags z. G. Dritter für den Fall Bestimmung trifft, daß der Zu¬
wendende(der Versprechensempfänger) vor der Geburt des Dritten
stirbt.

Was die Benennung des Dritten betrifft, wie sie namentlich
häufig in Versicherungspolicen vorkommt, die gestellt werden auf „die
gesetzlichen Erben", „Verwandten", „nächsten Verwandten", „seine
Kinder", so hat man im Zweifel die 2066—2068 BGBs.
analog anzuwenden, da diese nichts Anderes erhalten als Ans¬
legungsregeln gegründet auf die Bedeutung, die solche Worte nach
der Erfahrung des Lebens für gewöhnlich haben.

Bezüglich der Stellung einer Police auf die „Erben " ist
übrigens zu leugnen, daß der Zuwendendc damit die Absicht
ausdrücken wolle, solche Personen sollten nur, wenn sie den
Nachlaß antreten , das Forderungsrecht Habens. Mit dem Aus¬
druck„Erben" sollen nur die Personen bezeichnet werden, die nach
dem Tode des Zuwendenden ein Recht auf den Nachlaß haben
würden )̂ b). Die Forderung gehört also nicht zum Nachlaß.

7. Ist bei einer Vermögens - oder Gutsübernahme
von dem Uebcrnehmer eine Leistung an einen Dritten zum Zweck
der Abfindung  versprochen, so erhalten die Abfindlinge die „Aus¬
sicht" gegen den Uebernehmer nach deni Ausgeführten mit dem
Abschluß des Uebernahmevcrtrags, ein Forderungsrecht  im
Gegensatz zu der oben Nr. 5 d und c bezeichneten(vererblichen)
„Aussicht",nie vor Uebergabe  des Guts oder des Vermögens an den
Uebernehmer, da die Uebergabe des Guts oder Vermögens die
Gegenleistung für die Leistung des Uebernehmers an den Dritten
bildet (8 334 BGBs ).

Ueber die Frage, ob in solchen: Fall die Versicherungssumme zum
Nachlaß gehört, vergl. S eufferts Archiv Bd . 49 Nr. 266 S . 446 mit Nach¬
weisung.

-) Vergl. meine Forderungsüberweisung S . 140 Note 8. Das Wort
Erbe hat auch die Bedeutung Kind,  vergl . ebenda.

°) Nicht richtig daher Entsch. RGs . Bd . 32 Nr. 42 S . 164 , daß man,
wenn die Police auf „die Erben" gestellt sei, annehmcn müsse, sie solle
zum Nachlaß  gehören . Die Entscheidungselbst ist richtig, weil der Zuwendende
das Forderungsrecht aus dem Vertrag z. G- Dritter dem Dritten durch das
nachfolgendeTestament entzogen hatte. Dies war möglich, da ja eine Bind¬
ung  seinerseits gegenüber den Dritten (seinen Kindern), ihnen gerade das For¬
derungsrecht aus der Versicherungzuzuwenden, nicht vorlag.
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Das Forderungsrecht für die Abfindlinge entsteht — wie jedes
solches aus einem Vertrag z. G. Dritter entspringende Forderungs¬
recht für die Abfindlinge unmittelbar,  d . h. ohne deren Beitritt,
Genehmigung oder Kenntnis (vergl. oben Nr . 4 c).

Was die Entziehbarkeit  des Forderungsrechts betrifft, so
kommt es auch hierfür unter Anderem — vergl. oben Nr . 5 a, d
und c — auf die causa an, die zwischen dem die Forderung Zu¬
wendenden und dem Dritten bestand. Der Gutsübernehmer will
mit der Abfindung ineist eine, erst später einmal zur Wirkung
kommende Pflichtteilsberechtigung des Abfindlings tilgen ; eine recht¬
liche Verpflichtung,  dies bereits zur Zeit des Uebergabe-
vertrags — also während er noch lebt — zu thun, existiert
nicht. Daher kann er jederzeit den Uebernahmevertrag wieder auf-
löscn oder ändern, ohne daß der Abfindling dem widersprechen
kann. Der Abfindling kann dies auch nicht etwa durch einen „Beitritt"
zum Uebernahmevertrag oder eine „Genehmigung" desselben ändern,
wie z. B . beim Schuldübernahmevertrag Z 415 BGBs .; denn das
BGB . scheidet eben die Verträge zu Gunsten Dritter vom Schuld¬
übernahmevertrag und läßt das Forderungsrecht des Dritten aus
einem Vertrag z. G. Dritter sofort — ohne jeden Beitritt rc. —
entstehen, so daß durch solchen Beitritt auch an dem Recht des
Dritten gar nichts geändert werden kann.

Uneutziehbar wird das Recht aber mit dem Tode des Ueber-
gebenden; denn da die Guts- und Vermögensübernahmeverträge
eine succsssio anticipnta darstellen, ähnlich wie letztwillige Ver¬
fügungen wirken sollen, so muß das Widerrufsrecht mit dem Tode
des — den Testator vorstellenden— Gutsübergebers endigen fi.
Ebenso unentziehbar wird das Recht dann, wenn ein besonderes
Versprechen des Uebernehmenden an den Abfindling auf
Leistung der Abfindung vorliegt; dann klagt der Abfindling aber
auf Grund dieses Versprechens, nicht auf Grund seines Forderungs¬
rechts aus dem Vertrag z. G. D.

Ebenso wird mau mit der Auszahlung der Abfindungssumme
das Widerrufsrecht erlöschen lassen müssen; nur wird der Gutsüber¬
gebende, wenn der Abfindling z. B. ihn zu töten versucht hat
(Z 2339 Nr. 1 BGBs .) oder sonst ein Erbunwürdigkeitsfall vor¬
liegt, die Abfindungssumme kondizieren können, weil damit der

*) Im Falt des Z 2339 Nr. 1 BGBs . wird aber der Uebernehmer ein
Riickforderungsrecht haben— vergl. oben Nr. 2 S - 80.

Abh. z. deutschen privatrecht I . 261 13
Danz,  Die Auslegung rc. ^



Grund, dein Abfindling die Abfindungssummezuzuwcnden(die
Pflichtteilsberechtigung) weggefnllcn istfi.

Alls diesem Grunde kann auch der Ehemann, der bei der Gnts-
übcrnahme seiner Ehefrau eine Abfindung oder einen Auszug ausgemacht
hat, diese Zuwendung widerrufen, kondizieren, wenn die Ehe ge¬
schieden wird2).

8. SParkassenbüchers). Es kommt häufig vor, daß Jemand
ein Sparkassenbuch nicht ans seinen Namen, sondern auf den Namen
eines Andern ausstellen läßt und Einzahlungen hierauf bewirkt.
Es fragt sich, ob hierdurch ein Vertrag zu Gunsten Dritter, nämlich
zu Gunsten des im Sparkassenbuch Benannten entsteht, so daß er
der Sparkasse gegenüber forderungsberechtigt ist, daß ihm das
Rückforderungsrecht der gezahlten Beitrüge zusteht.

Zweifellos hat der im Buch als Gläubiger Eingetragene dann
das Forderungsrecht, wenn der Einzahlende die eingezahlten Gelder
als Stellvertreter des Eingetragenen und von dessen Mitteln ge¬
macht hat. Dann liegt aber kein Vertrag z. G. D. vor, sondern
einfach ein Forderungserwerb mit Benutzung eines Stellvertreters fi.

Zweifelhaft ist es, ob, wenn solche Stellvertretung nicht vor¬
liegt, und der Einzahlende eigene Mittel zum Einzahlen verwendet
hat, der Eingetragene das Forderungsrecht hierdurch erwirbt, auch

tz „Das Recht der Abfindlinge entsteht mit Abschluß des Gutsüberlassungs¬
vertrags , auch ohne ihr Wissen und Wollen . Es ist unvererblich. Aber es
gilt — hierin berührt sich die Verwandtschaft mit letztwilligen Verfügungen —
auch durch den Gutsüberlasser noch widerruflich. Das Widerrufsrecht ist höchst
persönlich, geht also auf die Erben des Gutsüberlassers nicht über und ist nicht
pfändbar . Ist die Abfindungssumme dem Abfindling gezahlt, so ist das Wider¬
rufsrecht erledigt ." Ebenda : „in den Zweckendes Gutsüberlassungsvertrags liegt
die Vorsorge für die pflichtteilsberechtigten Erben , gegenwärtige oder zukünftige,
des Ueberlassenden." So Dernburg , Lehrb . d. Preuß . Privatr ., 5 . Aufl ., Bd . II
ß 20 S . 47 . Entsch. RGs . Bd . 38 Nr . 58 S . 220 , Bd . 29 Nr . 44 S . 173 ff.,
Bd . 25 Nr . 9 S . 36 . Gruchots Beiträge Bd . 14 S . 156 , Bd . 37 S - 986.
Seufferts Archiv Bd . 50 Nr . 162 S -270 . Förster - Eccius , Preuß . Privat¬
recht, 7. Aufl ., Bd . I § 75 S . 436 ff., der mit Recht hervorhebt , daß sich that-
sächlich gegenüber APLR . I , 5 88 74 ff. ein abweichendes Gewohnheitsrecht
gebildet hat . Unrichtig ist die Behauptung Dernburgs , daß das Recht der
Abfindlinge unvererblich sei — vergl. dagegen Entsch. RGs - Bd . 2 Nr . 74
S . 272 . Seufferts  Archiv Bd . 48 Nr . 128 S . 206 RG . Vergl . oben S . 188 c.

-) Bolze,  Praxis , Bd . 21 Nr . 464 S . 231.
-) 8 808 BGBs.

Auf Herausgabe des Sparkassenbuchs kann dann der Dritte jedenfalls
auf Grund des Mandats oder der negotiorum gestio klagen (88 667 , 681
BGBs .).



195

Wennz. B. der Einzahlende das Buch stets in seinem Gewahrsam
behält, die Zinsen der eingczahlten Beträge für sich einhebt w.
Der Umstand, daß der Einzahlende das Buch auf den Namen
des Dritten stellen läßt, spricht zunächst für die Annahme eines
Vertrags z. G. Dritter; denn wenn Jemand ans den Namen eines
Dritten ein Darlehn giebt, so heißt dies nichts Anderes, als daß
der Dritte Darlehnsgläubiger werden soll. Bei den Ein¬
zahlungen an die Sparkasse ist aber das Eigentümliche, und diese
Eigentümlichkeit kennt auch der einzahlende Laie'), daß die Spar¬
kasse regelmäßig nur dem Inhaber  des Buchs zahlt, aber regel¬
mäßig auch jedem  Inhaber . Behält nun der Einzahlende das
Buch in seinem Gewahrsam und damit zugleich die Verfügung über
die eingezahlten Beträge, so ist diese Handlung nicht anders aus¬
zulegen, als daß er — trotz des Eintrags des Dritten in das
Buch — die Rückforderung jedenfalls jetzt noch für sich behalten
wolle. Diese Auslegung ist noch mehr geboten, wenn er selbst
vielleicht Beträge (Zinsen oder Kapital) von der Sparkasse abhebt.

Bei diesem Widerspruch, der solchenfalls existiert, und da im
Zweifel gegen  einen Vertrag z. G. Dritter auszulegen ist — oben
Nr. 4 a) S . 182 —, kann man also einen Vertrag zu Gunsten des
im Buch Eingetragenen, sei es auch erst für den Fall des
Todes des Einzahlenden nur annchmcn, wenn noch andere Um¬
stände nachgewiesen werden, aus denen diese Absicht geschlossen
werden kannst. Diese Umstände werden meist in Aeutzerungen des
Einzahlenden bestehen, daß dem Dritten der eingezahlte Betrag ge¬
hören solle, daß der eingezahlte Betrag dem Dritten geschenkt, ihm
als Gegenleistung für geleistete Dienste re. gewährt sein solle, mögen
solche Acußerungen dem Dritten selbst oder anderen Personen
gegenüber gethan sein, st

st Ob das Sparkassenbuch ein sog. Legitimationspapier oder ein Inhaber-
Papier ist, davon weiß der einzahlende Laie ganz regeimäßig auch nicht das
Geringste ; daraus kann man also auch nicht auf einen „Willen " des Ein¬
zahlenden schließen, die Forderung einem Dritten zuzuwenden oder nicht zuzu¬
wenden.

st Entsch. RGs . Bd . 11 Nr . 50 S . 239 . Seufferts  Archiv Bd . 35 Nr . 17
S . 25 mit Nachweisungen. Sachs. Archiv Bd . 5 S . 553 . Annalen des OLG-
Dresden Bd . 13 S - 371 . Bolze,  Praxis Bd . 1 Nr . 933 , 934.

st Ein eigentümlicher Fall aus der Praxis : Eine vermögenslose Frau,
die einen kleinen Handel beginnt , erhält von ihrem Sohn stets einen Teil seines
Verdienstes hierzu ausgezahlt . Sie erklärt ihm, daß sie die entsprechenden Be¬
träge auf ein Sparkassenbuch für ihn einzahlen werde, und im Nachlaß findet

13*
17»
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Man kann auch aus dem Lebensversicherungsvertrag z. G.
Dritter nichts zu Gunsten desjenigen ableiten, auf dessen Namen
das Sparkassenbuch gestellt ist; denn beide Rechtsgeschäfte, die
Lebensversicherung und das Einlegen von Geld auf ein Sparkassen¬
buch, verfolgen ganz verschiedene wirtschaftliche Zwecke: beim ersteren
Geschäft werden die Prämienzahlungen gemacht, damit nach dem
Tode des Zahlenden ein Dritter einen Vorteil hiervon haben soll,
der Zahlende giebt deswegen  sein Eigentum an den Geldstücken
ans; beim Einzahlen in die Sparkasse verfolgt regelmäßig  der
Einzahlende den Zweck, Gelder verzinslich für sich anzulegen und
jederzeit für sich eine Summe zur Verfügung zu behalten. Diesem
Willen giebt er auch gerade dadurch Ausdruck, daß er das Spar¬
kassenbuch, gegen das er die Zinsen und das Kapital, wie er weiß,
ausgezahlt bekommt, in den Händen behält.

0. Resultat.
8 28.

Als Resultat für die Auslegung der Verträge ergiebt sich
nach dem Vorausgeschickten:

1. Der Richter hat, weil er mittelst der Auslegung den
Parteien behülflich  sein soll, die Ausführung des abgeschlossenen
Vertrags zu ermöglichen und die lückenhafte Vereinbarung zu er¬
gänzen, stets darauf auszugehen, die Vereinbarung bei Kräften
zu erhalten und nur, wenn sich gar keine Möglichkeit hierzu bietet,
auszusprechen, daß die Vereinbarung unausführbar und danach ohne
jede Rechtswirkung sei. Der Richter hat, um zu einen: günstigen
Resultat zu gelangen, auch ausgiebig von seiner Traqepflicht
(8 130 CPO.) Gebrauch zu machen.

2. Der Richter hat die auszulegendenErklärungen— seien
dies Worte oder andere Handlungen— in der nach der Verkehrs¬
sitte gewöhnlichen  Bedeutung zu nehmen, dabei aber zugleich
sich auch ein solches Buch, in welchem aber viel mehr eingezahlt ist, als sie
vom Sohn erhalten hat . Aus die Summe , welche durch die geliehenen Beträge
gedeckt sind, hat der Sohn jedenfalls ein mit actio inanckati (oder ne§. gestornin
contraria ) zu verfolgendes Recht; er kann auch mit dieser Klage Mitbesitz des
Buchs fordern . Bezüglich des Restes wird man noch besondere Umstände
z. B . Schenkungsäußerungen verlangen müssen, da die Mutter diese Beträge
auch ohne Schenkungsabsicht, lediglich um ihr Geld zinsbar anzulegen , eingezahlt
haben kann.

284
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den Zweck des konkreten Geschäfts sowie die einzelnen Um¬
stünde , unter denen es abgeschlossen ist , zu beachten ; ebenso hat
er Vereinbarungen der Parteien über die Bedeutung der Worte
oder der anderen Erklürungsmittel , Aeußerungen der Parteien
— vor , bei oder nach Abschluß des Vertrags — , auch Erfüllungs¬
handlungen derselben in Betracht zu ziehen.

3 . Der Richter hat dagegen nicht nach der inneren Absicht
der Parteien , nach den Gedanken , welche die eine oder andere
Partei bei dem Abschluß des Vertrags gehegt hat , zu forschen;
solche innere Absicht hat nur dann Bedeutung , wenn sie auf irgend
eine Weise , also so wie unter 2 . angegeben , geäußert worden ist.

4 . Kommt der Richter trotz der Beachtung der unter 2 . an¬
gegebenen Punkte zu keinem sicheren Resultat , so gilt:

a ) füreinseitigeunentgeltliche Verträge der Grundsatz , daßzu
Ungunsten desjenigen , dem der Vorteil aus dem Vertrage zu-
tommt , also zu Gunsten des Verpflichteten auszulegen ist .,
Dasselbe giltbeiStrafabredenundbeiVerwirkungsklauseln , d. h.
bei den letzteren wird gegen den ausgelegt , der sich auf solche
Klausel stützt , um — auf Grund des hieraus für ihn sich er¬
gebenden Rechts — sich seiner Verpflichtung aus dem Vertrag zu
entziehen;

b ) für alle anderen Verträge , also namentlich für die gegen¬
seitigen gilt die Regel , daß zu Ungunsten dessen ausgelegt wird,
welcher die zweifelhaften , der Auslegung bedürftigen Erklärungen
abgegeben hat . Ist die Fassung des Vertrags nicht von den
Parteien , sondern von einem Dritten für die Parteien erfolgt , z. B.
vom Rechtsanwalt oder vom Richter beim gerichtlichen Vergleich,
so gilt hier die Regel , daß zu Ungunsten des Gläubigers , d . h.
zu Gunsten des Verpflichteten , dessen konkrete Verpflichtung
eben im Prozeß geltend gemacht wird , auszulegen ist , ausgenommen,
wennes sich umunentgeltlicheVerpflichtungen , umStrafabrede n
oder Verwirkungsklauseln handelt , bei denen stets das unter
4 . a ) Gesagte gilt.
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